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für Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Delitzſch Bikterfeld,
Vaumburg Weißenfels Zeiß, Wikkenberg Schweinik, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkarksberga

Expedition harz 42/43., und die Mansfelder Rrriſe.
L

Redaktion Harz 42/43.

Die rote Woche in Jenga.
Treffend hob Singer in der Anſprache, mit der er in der

dritten Nachmittagſtunde am Sonnabend den Parteitag in
Jena ſchloß, hervor, daß die Gegner der Sozialdemokratie
zwar durch den Verlauf des Parteitags nicht auf ihre Koſten
gekommen ſeien, daß es aber ſchließlich doch auch nicht Auf-
gabe der Sozialdemokratie ſein könne, ihre Gegner zufrieden-
zuſtellen. Die Arbeiterklaſſe darf recht wohl mit den Ergeb-
niſſen der Jenger Tagung zufrieden ſein.

Von den 155 vorliegenden Anträgen und Reſolutionen wur
den nur 33 angenommen oder dem Parteivorſtand zum weite-
ren Verfolg überwieſen; die andren Anträge und Reſolutionen
fanden entweder nicht einmal die erforderliche Unterſtützung
von 20 Delegierten, oder ſie wurden direkt abgelehnt oder für
erledigt erklärt, ſoweit ſie nicht vor der Abſtimmung zurück
gezogen wurden. Jn den wichtigſten Fragen jedoch wurde
eine an Einſtimmigkeit grenzende Uebereinkunft erzielt, ſo in
den Fragen der Maifeier, des Organiſationsſtatuts, des poli
tiſchen Maſſenſtreiks oder Polemiken zwiſchen den Par'ei
blättern.

Die Maifeier iſt auf früheren Parteitagen meiſt binnen
wenigen Minuten debattelos durch Annahme einer Reſolution
erledigte worden. Diesmal nahm ſie einen vollen Tag in An
ſpruch. Und mit Recht! Mit ſehr großer Mehrheit machte es
der Parteitag den Arbeitern und Arbeiter-Organiſationen zur
Pflicht, „neben den andern Kundgebungen für die all-
gemeine Arbeitsruhe am 1. Mai einzu
treten, und überall da, wo die Möglichkeit der Ar
beitsruhe vorhanden iſt, die Arbeit ruhen zu laſ-
ſen.“ Der fiskaliſche Standpunkt mancher Gewertſchaftler
wurde zwar an ſich als berechtigt anerkannt, mit aller nur
wünſchenswerten Entſchiedenheit wurde jedoch von der Mehr-
heit betont, daß der 1. Mai als internationale Demonſtration
des Proletariats nicht nach dem ängſtlichen Klaſſen-Jntereſſe
beurteilt werden darf. Wie ſchmetternde Fanfaren erklangen
die Aufforderungen mancher Redner an die Arbeiter, am
1. Mai ſich ihrer hohen Kulturmiſſion bewußt zu ſein und
ihren Feiertag dem Kapital abzutrotzen, wenn es auf dem
Wege der kampfloſen Vereinbarung nicht möglich ſein ſollte,
die Freigabe des Arbeiter-Weltſeiertags zu erlangen. Und es
darf nicht unbeachtet bleiben, daß es zumeiſt Lohnarbeiter
waren, nicht Akademiker oder Angeſtellte, die für ſtrengere
Durchführung der Arbeitsruhe am 1. Mai ſprachen und
timmten.

Die Partei-Organiſation iſt nach nochmaliger
Kommiſſionsberatung nur wenig verändert nach dem erſten
Entwurf ſaſt einſtimmig angenommen worden. Der Vorwärts
bleibt Zentralorgan; die etwas ſtraffere Zentraliſation baut
ſich auf die ſozialdemokratiſchen Wahlkreisvereine und auf die
Bezirksverbände auf; das loſe Vertrauensmänner-Syſtem ſoll
nur da beibehalten werden, wo die Landesgeſetze eine andre
Organiſationsform nicht zulaſſen; 20 Prozent der Einnahmen

aus den Mitglieder-Beiträgen ſind in Zukunft an die Zentral-
kaſſe abzuſühren, die dadurch in den Stand geſetzt wird, die
armen Kreiſe mehr als bisher zu unterſtützen, und die Zu-
ſammenſetzung der Parteitage bleibt wie bisher, eine Ein
ſchränkung des Rechts der Reichstags- Fraktion iſt demnach
nicht vorgenommen worden. Jm Laufe der Debatten hatten
ſich die Meinungen dahin geklärt, daß entweder der geſamten
Fraktion das bisherige Recht erhalten bleiben müſſe, oder daß
ihr Recht zur Teilnahme an den Parteitagen einfach zu
ſtreichen ſei, daß es aber untunlich iſt, die Beteiligung der
Fraktion auf einen gewiſſen Prozentſatz ihrer Stärke einzu-
ſchränken. Nach eingehender Erörterung aller einſchlägigen
Geſichtspunkte konnte ſich die Kommiſſion nicht für volle
Streichung des bisherigen Rechts erwärmen, ſo blieb es bei
der beſtehenden Beſtimmung.

Bei Erörterung des politiſchen Maſſenſtreiks
kam es zu einigen ernſten Zuſammenprallen. Der allgemein
vorhandene feſte Entſchluß, perſönlichen Reibereien in Jena
keinen weiteren Spielraum zu geſtatten, dämmte indes die
kleinen Ausſchreitungen und redneriſchen Entgleiſungen bald
genug ein. Das Ergebnis iſt, daß die deutſche Sozialdemo
kratie entſchloſſen iſt, im gegebenen Falle auf regktionäre Er
droſſelungs-Verſuche an Volksrechten mit dem Maſſenſtreik zu
antworten. Und die blitzenden Augen der Arbeitervertreter
ließen klar erkennen, daß der Beſchluß in kernige Tat umge-
ſetzt werden wird, falls die Realtion darnach Verlangen trägt.
Jm vollen Bewußtſein der großen Verantwortung wird die
Arbeiterklaſſe tun, was nötig iſt, mag dann kommen, was
will. Ein Ende mit Schrecken iſt beſſer als ein Schrecken
ohne Ende.

Die Reſolution betreffs der Pre ß f e y d e in füngſter Zeit
mag manchen nicht recht befriedigen. Dieſe Genoſſen dürfen
jedoch überzeugt ſein, daß es in der Kommiſſion an den
ernſteſten Vorhaltungen nicht gefehlt hat und daß diejenigen
Stellen, welchen die größte Schuld an den unleidlichen Aus
einanderſetzungen beigemeſſen worden iſt, nun klar darüber ſein
müſſen, daß ein zweites Mal ihnen nicht bloß in der „Dunkel-
kammer“ der Standpunkt klar gemacht werden wird. Die
Partei darf hoffen, daß die vorgefallenen polemiſchen Exzeſſe
ſich nicht wiederholen werden.

Ordnete durch dieſe Beſchlüſſe der Parteitag ſeine eignen
Angelegenheiten, ſo vergaß er doch nicht, auch den ruſſiſchen
Revolutionären ſeine Zuſtimmung auszudrücken. Es war ein
herrlicher Moment, als unſer Bebel mit tief bewegter Stimme
den Parteitag aufforderte, ſich zu Ehren des ermordeten Ge-
noſſen Kaſprzak von den Sitzen zu erheben. Nur drei Stu-
denten auf der Tribüne waren ungeſchliffen genug, der Auf-
forderung nicht zu folgen.

Der Parteitag iſt zu Ende. An allen den braven Genoſſen
in Stadt und Land liegt es nun, im Sinne ſeiner Beſchlüſſe
zu wirken. Vorwärts durch Kampf zum Sieg!

Tagesgcoſchichte.

Halle a. 228. September 10905.

Ueber das Einkommen der Monarchen
veröffentlicht Dr. A. Schwarzeneck in der letzten Sonntagsbeilage der Berliner Poſt, die an jedem Sonntag Buße für

ihre Scharfmacherſünden der ſechs Wochentage tut, eine ſehr
lehrreiche und anregende Betrachtung. Herr Dr. Schwarzeneck
nennt ſeine Ausführungen mit Recht „ein zeitgemäßes
Kapitel denn in dieſen Zeiten der Fleiſchteuerung und der
allgemeinen privaten und reichsöffentlichen Defizitwirtſchaft
wird einem ordentlich warm bei der Lektüre dieſer ſtattlichen
und behäbigen Zahlenreihen. Herr Dr. Schwarzeneck rechnet
den Monarchen folgendermaßen ihr Einkommen vor:

u 15 719 296(außerdem die Erträge
der Stiftung des Großen
Kurfürſten)

Bayern 56403 106Sachſen 335506000Württemberg 2110766Baden 1933000ne 1353 857raunſchweig 1125 000
S.-Meiningen 8200000S. Weimar J e 960 000S. Altenburg 600 000
Anhalt 1080000Mecklenburg-Schwerin 1200 000

Das heißt, in dieſen zwölf Bundesſtaaten allein koſtet das
monarchikhe Regierungsſyſtem jährlich 33 Millionen
Mark, mehr als doppelt ſo viel, wie die engliſche Zivilliſte
beträgt. Dabei ſind die übrigen deutſchen Kleinſtaaten nicht
mit in Anrechnung gebracht, weil die vielfach aus Domänen
ſtammenden Einkünfte der Fürſten ſchwankend ſind. Jm all
gemeinen geht aus der Darſtellung der Poſt hervor, daß kein
Staat der Welt ſo teuer regiert wird wie das Deutſche Reich,
und daß höchſtens in Rußland annähernd ähnliche
Summen zu Zwecken der Monarchie verbraucht werden!

Herr Dr. Schwarzeneck geht aber in ſeinen ſataniſchen Auf
reizungsverſuchen noch weiter. Er rechnet nämlich den
deutſchen Staatsbürgern der verſchiedenen Länder nach, wie
viel ſie für ihre Extra- Monarchie aufzubringen haben und
kommt dabei zu dem Reſultat, daß das Gottesgnadentum im
Großbetrieb weit billiger zu ſtehen kommt als im Kleinbetrieb.
Das landesväterliche Syſtem koſtet nämlich jährlich:

in Preußen -.50 Mk. pro Kopf

tet er Cx uringen a u 7 aSchwarzb.Sondersh. 6.47
Man kann alſo nicht ſagen, daß wir in Deutſchland darum

ſo teuer regiert werden, weil wir beſonders gut regiert werden.
Denn dann müßte man doch zu der Annahme daß in
Schwarzburg Sondershauſen dreizehnmal beſſer regiert wird

als in Von
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Aus der Zeit des Sozialiſtengeſetzes.

Die jüngſten Enthüllungen über die Ueberwachung der ſozial-
demokratiſchen Agitation überhaupt und einzelnen Perſonen im
beſonderen durch die geheime politiſche al haben viel Auf-
ſehen und Entrüſtung erregt. Das alles erinnert an dieſe
Dinge, an die Zeit des Sozigliſtengeſetzes und an die da-
maligen Machinationen der Polizei, die manchmal eine Geſtalt
annahmen, von der man ſich heute wenig oder nichts mehr
träumen läßt. Es iſt gut, wenn man von Zeit zu Zeit dar-
an erinnert, was damals in Deutſchland alles möglich war.

Damals wurden von ſeiten der Polizeiagenten des öfteren
Verſuche gemacht, einzelne in der Arbeiterbewegung tätigeſür ſich zu gewinnen und zu Spitzeldienſten zu ver

wenden. Man weiß, daß es einige traurige Subjekte gab,
die ſolchen Verlockungen nicht widerſtehen konnten. Sie wur-
den zum großen Teil durch die Berichte der „eiſernen Maske“,wie ſich ein gefürchteter Korreſpondent des Züricher „Sozial-

demokrat“ nannte, entlarvt.
Es kam aber auch vor, daß die Polizeiagenten mit ihren Ver

lockungen an den Unrechten kamen, und einen ſolchen Fall, bei
dem ich beteiligt war, will ich hier ſchildern. Derſelbe iſt zwar
ſchon vor zwanzig Jahren in die Oeffentlichkeit gedrungen, aber
er mußte damals zuerſt in bürgerlichen Blättern erſcheinen,
weil wir befürchteten, die Parteiblätter könnten, wenn ſie der-
artiges brächten, unterdrückt werden. Die wenigen Partei-
blätter, die es gab, übernahmen dann die Sache aus
der bürgerlichen Preſſe.Es war die Mitte der achtziger Jahre und wir hatten in
Berlin ſoeben das „Berliner, Volksblatt“ gegründet, den Vor-
läufer des heutigen „Vorwärts“. Mit unendlicher Vorſicht
mußte das Blatt, deſſen Redaktion ich zuerſt leitete, durch die
Klippen des Sozialiſtengeſetzes ſteuern. Die Sozialiſtenver-
olgung ſtand damals in höchſter Blüte. Die Spitzel drangenſan als „Journaliſten“ in das Reichstagsgebäude ein, und

Der dies ſchreibt, iſt zurzeit damit beſchäftigtgröferen fort rheltſgeh Roman die Zuſtände in O

unter dem Sozialiſtengeſetze zu ſchildern.

in einem
eutſchland

jeder ſozialdemokratiſche Abgeordnete hatte, ſobald er auf der
Straße erſchien, ſeinen „Schatten“ in Geſtalt eines Puttkamer
ſchen „Zwanziggroſchenjungen“ hinter ſich. Das Spitzelweſen
war ſo ausgebreitet, daß unter den Parteigenoſſen ſelbſt manch
mal mehr oder weniger unnötiges Mißtrauen entſtand.

Um jene Zeit kam der H. der heute Mitglied
der Reichstagsfraktion und der weiteſten Oeffentlichkeit bekannt
iſt, in das Reichstagsgebäude und meldete, daß ein Polizei
wachtmeiſter in ſeinem Revier am Oſtbahnhof den Ver-
ſuch machen wolle, ihn zu gewinnen, und daß derſelbe ſich zu
einer Beſprechung in H.s Wohnung für den nächſten Vormittag
angemeldet habe. H. war begreiflicherweiſe tief entrüſtet da
rüber, daß man ihm zutraute, er ſei fähig, ſich als Polizeiſpitzel
anwerben zu laſſen. Er wollte daher der Polizei „eins aus
wiſchen“ und verlangte von der Fraktion einen Abgeordneten
als Zeugen für die Unterredung, um vor dieſem den Vermittler
abblitzen laſſen und dann die Sache in die Oeffentlichkeit bringen
zu können. Zu dieſem Zeugen wurde ich beſtimmt und erſchien
den anderen Vormittag etwa eine halbe Stunde vor der für
die Unterredung feſtgeſetzten Zeit in der H. ſchen Wohnung am
Oſtbahnhof.

Es war anzunehmen, daß der Abgeſandte der Polizei miß
trauiſch ſein und ſich in der Wohnung umſehen würde.
ſchlug nun vor, ich wolle vom Schlafzimmer aus der Unter-
redung zuhören, die im daranſtoßenden Wohnzimmer vor ſich
gehen ſollte. Beim Eintritt des Wachtmeiſters ſollte ſich Frau
H. vor demſelben in das Schlafzimmer flüchten, da ſie noch
etwas im Negligee war, und ich ſetzte voraus, daß unter dieſen
Umſtänden der Wachtmeiſter ihr dahin nicht folgen würde. Jn-
deſſen war gerade im kritiſchen Moment, als der Wachtmeiſter
eintrat, Frau H. nicht zur Stelle und die Sache hätte leicht
mißlingen können. Der Wachtmeiſter wollte durchaus das
Schlafzimmer durchſuchen, indeſſen wußte H. ihn geſchickt davon
abzubringen.Alsdann begann die „Verhandlung“. Der Wachtmeiſter bot
H. in aller Form an, in den Dienſt der Polizei zu treten. Er
ſollte wöchentlich einen oder zwei Berichte über die inneren
Vorgänge in der ſozialdemokratiſchen Bewegung, namentlich
aber geheime Verſammlungen und dergleichen, an den Wacht-
meiſter abſenden und zwar poſtlagernd. Dafür ſollte er „vor
läufig den Sündenlohn von zwanzig Mark wöchentlich erhalten.
Um H. dazu geneigt zu machen, behauvtete der Wachtmeiſter,

H. brauche keine Bedenken zu haben denn es ſtänden verſchie
en re h J hinter auch „ein ſehr hervorragender“,
im Dienſte der Polizei!

Bis dahin hatte H. ruhig zugehört, damit der gute Wacht
meiſter möglichſt viel aus der Schule plaudern ſollte. Nun
aber konnte er ſeine Entrüſtung nicht länger zügeln und wies
in den ſchärfſten Ausdrücken die an ihn geſtellte Zumutun
zurück. Zu gleicher Zeit trat ich aus dem Schlafzimmer un
ſtellte mich dem Herrn Wachtmeiſter mit einer ironiſchen Ver
beugung vor. Er fiel beinahe auf den Rücken vor Schreck da

w. die L 37 Segen gehabt.itte um Diskretion ſtammelte er.Wie werden ſehen!“ ſagte ich ſehr beluſtigt über ſeine Be

ſtürzung.
jergauf trat der unglückliche Vermittler mit ungeheurerv von unſerm ſchallenden Gelächter begleitet, den

Rückzug an.ch veröffentlichte den Vorgang in der damals von Dr. Philipps
w. Volkszeitung. Philipps ließ das betreffende
Blatt an den Litfaßſäulen anſchlagen, und am anderen Morgen
umſtanden zahlreiche Paſſanten dieſelben und machten ſich überden eingeſaltenen Agenten der Berliner Polizei luſtig. Die
Sache machte ein ungewöhnliches Aufſehen, trotzdem man in
jener Zeit an die merkwürdigſten Polizeiaffairen gewöhnt war.

Wie groß die Naſe war, die der unglückliche Wachtmeiſter er
hielt, weiß ich nicht. Er wurde ſpäter mit W. beginnt ſein
Name in eine große Jnduſtrieſtadt der Provinz Sachſen ver
ſetzt und kam manchmal wieder bei politiſchen Prozeſſen gegen
die Sozialdemokratie zum Vorſchein. Indeſſen ſcheint jener
Vorfall bei ihm eine heilſame Wirkung ausgeübt zu haben, denn
er tat ſich keineswegs durch beſondere Gehäſſigkeit gegen die
Sozialdemokratie hervor, wie man mir mitgeteilt hat.

Eine offizielle Aeußerung ſeitens der Berliner t über
dieſen Vorfall iſt damals nicht erfolgt. Sie ſteckte die Jrariffe
und den Spott der Preſſe ſchweigend ein.

tammtiſch. A.: Der Meier war geſtern wieder einV wie ein Schwein! B.: Ei, eil! Sie ſollten in
dieſen Zeiten der Schweinenot nicht ſolche verächtliche Vergleiche

iſt jetzt eine Reſpektsperſon.ziehen So ein Schwein, das iſt jetzt e Se ein.



Da nun das wmeiſte, was es terengibt, in r r gemacht wird, ſo wäre die Frege
immerhin erwägenswert, ob nicht durch Zuſammenlegung der
Regierungsgeſchäfte eine gewiſſe Verbilligung zu erreichen wäre.
Zu einer Zeit, da Wehrſteuern, Bierſteuern, Tabakſteuern und
dergleichen mehr geplant werden, weil man nicht mehr weiß,wie man die Löcher ſtopfen ſoll, kann uns auch das ſchönſte

Regierungsſyſtem nichts nützen, wenn es zu viel Geld koſtet.
Eventuell müßte das Reichsſchatzamt eine Studienkommiſſion
bilden, die zu unterſuchen hätte, ob es nicht noch andere Re
gierungsſyſteme auf der Welt gibt, die vielleicht nicht ganz ſo
ut, aber doch, weil wohlfeiler, für Staaten mit geſchwächterzie beſſer zu empfehlen ſind. Die ſozialdemokratiſche

Reichstagsfraktion würde die Gelder für eine ſolche Studien-
kommiſſion gewiß gerne bewilligen, ſelbſt wenn ſich die Reiſe
bis nach Amerika erſtrecken ſollte. Von der Gewiſſenhaftigkeit
des Herrn Reichsſchatzſekretärs iſt ſicher zu erwarten, daß er
ſolche einregungen, die ſich aus der Lektüre der Poſt ohne
weiteres von ſelbſt ergeben, ernſthaft in den Kreis ſeiner ſtaats-
männiſchen Erwägungen ziehen wird, ehe er auf das Glas
Bier und die Pfeife Tabak die ſchwere Hand legt.

Der Marokkohandel
wird, wie vorauszuſehen war, noch zu manchen Konflikten
führen. Aus Madrid kommen Meldungen über franzöſiſche
Vorſtöße in Marokko von der algeriſchen Seite. Er hat den
Anſchein, daß Frankreich mit dem Verlauf der Unterhandlungen
mit Deutſchland wenig zufrieden ſei, und daß daher die fran
zöſiſche Regierung andere Mittel anwenden will, um ihre Macht
in Marokko zu befeſtigen. Die ſpaniſchen Zeitungen teilen mit,
ein franzöſiſcher Kaufmann in Oran habe ein größeres Gebiet
in Marokko angekauft, und zwar von Anhängern des Präten-
denten. Auf dieſem Gebiet ſoll der Franzoſe beabſichtigen,
eine große Fabrik zu errichten. Andere ähnliche franzöſiſche
Unternehmungen werden gleichfalls geplant. Die ſpaniſche
Preſſe iſt über dieſe Enthüllungen ziemlich erregt und fordert
die ſpaniſche Regierung auf, berechtigte ſpaniſche Jntereſſen zu
ſchützen. „Unſere Jntereſſen ſind identiſch mit denjenigen
Deutſchlands,“ ſagt ein ſpaniſches Blatt und fragt: „Wie denkt
die deutſche Regierung über Frankreichs Vorgehen, was wird
Deutſchland tun, um dieſe Uebergriffe während der Unterhand-
lungen zwiſchen Paris und Berlin zu verhindern?“

Deutſchland hat wirklich keine Veranlaſſung, für die banke-
rotte ſpaniſche Regierung die Kaſtanien aus dem Feuer zu
holen, ebenſowenig wie das deutſche Volk, von einigen kleinen
Jntereſſengruppen abgeſehen, für den Marokkohandel, dieſe
Ruhmestat Bülowſcher Politik, etwas übrig haben kann.

Ein Sozialdemokrat im ſächſiſchen Landtage.
Bekanntlich hat Genoſſe Goldſtein im 37. ſächſiſchen

Landtagswahlkreiſe die abſolute Mehrheit 51 der Wahl-
männer. Wenn dieſe am 2. Oktober ihre Schuldigkeit tum,
muß Genoſſe Goldſtein gewählt werden.

Die Sächſ. Arbeiterztg. bemerkt zu dieſem Wahlergebnis:
Zieht Genoſſe Goldſtein ein in den Landtag, dann haben wir
Breſche gelegt in den reaktionären Damm des Dreiklaſſenwahl-
rechtes, dann wird es uns möglich ſein, den Kampf gegen die
ſächſiſche Reaktion im Landtage ſelbſt wieder aufnehmen zu
können. Aber noch wichtiger als das iſt die Tatſache, daß
nun hoffentlich der Bann der Läſſigkeit und Gleichgiltigkeit in
den Genoſſenkreiſen gebrochen iſt, die unausgeſetzt bekonen: Es
hat doch keinen Zweck. Die Abſtinenzpolitik, die noch ſo nach
teilig auf dieſe Wahlbewegung eingewirkt hat, hat nun den
Boden verloren. Angeſichts des Erfolges im 37. ländlichen
Wahlkreiſe müſſen wir uns feſter denn je zur Aufgabe ſtellen,
bei den Landtagswahlen unſere ganze Kraft zu entfalten. Wir
werden dann nicht nur den Proteſt gegen das Dreiklaſſenwahl-
recht wuchtiger geſtalten, wir werden dann ſicher auch bald in
verſtärkter Anzahl den Kampf mit den Todfeinden des ſäch-
ſiſchen Volkes im Landtage ſelbſt wieder aufnehmen können.

St. Bureaukratismus bei der Eiſenbahn.
Jn einem Fachblatte der Eiſenbahner, dem Flügelrade,

heißt es bei einer Beſprechung des Spremberger
Eiſenbahnunglücks:

Der ſchuldige Eiſenbahnaſſiſtent iſt vom Dienſt ſuspendiert
und ſpäter verhaftet worden. Leider erwachen die Toten da-
von nicht mehr; die Verwundeten ſtöhnen deshalb weiter unter
ihren Qualen, und die Hinterbliebenen der Getöteten empfinden
die Größe ihres Unglücks nicht um ein Haar weniger tief.
Warum wir das ſagen Sehr einfach, Weil es un wahr
iſt, daß ein einzelner allein in vollem Um-
fange die Schuld an dem Unglück trägt. Es
wäre traurig um die Betriebsſicherheit auf unſeren Eiſenbahnen
beſtellt, wenn ein einziger Fehler eines einzigen Mannes ge-
nügen würde, um ein ſolches Unheil anzurichten. Diejenigen,
die ein derartiges Urteil in die Welt hinausſchicken, klagen
ſich ſelbſt an; der öffentliche Ankläger, der die Schwere
des Vergehens damit beweiſen will, daß er behauptet, der An
geklagte hätte ſich bewußt ſein müſſen, daß von ihm allein das
Wohl und Wehe Hunderter abhängt, klagt nicht den Beſchul-
digten, ſondern das Syſſtem an, das ihn allein
verantwortlich ſein läßt. Die Verfehlung des
einzelnen Bedienſteten kann immer nur die letzte Urſache des
Unfalles ſein, die Wnfallmöglichkeit iſt in der
Regel ſchon vorhanden, ehe der Fehler be-
gangen wird. Iſt es deshalb Rechtens, daß immer nur
der Letzte all ein verantwortlich gemacht wird Solche
Fehler, wie ſie in Spremberg vorgekommen, ſind dort ſicher
nicht zum erſten Male gemacht worden, auch der ſus-
pendierte Aſſiſtent hat nicht allein geſündigt. Wenn die an-
deren Beamten nicht damit einverſtanden geweſen wären, hätten
ſie wohl nicht ſo lange den Mund gehalten. Auch eine einzelne
Station kann ſich auf die Dauer nicht ungeſtraft ſolche Unter-
laſſungen zuſchulden kommen laſſen, ſie kommt ſehr bald durch
das Sug- und Lokomotivperſonal und ihre Nachbarſtationen in
ſchlechten Ruf, vorausgeſetzt, daß dieſe beſſer denken und han-
deln. Jſt das aber nicht der Fall, ſo iſt der Unfallherd fertig,
die Möglichkeit eines Unfalles iſt jederzeit gegeben. Wo iſt
nun aber die Aufſicht Du lieber Gott! Die ſitzt im
Bureau und ſchreibt, muß ſchreiben. Es geht
en Betriebsdezernenten wie den Vorſtänden der Betriebsin-Tekuoven und dieſen wie den Stationsvorſtehern. Die

Schreibarbeit hat gegen früher eher zu als abgenom-
men. Den zur Aufſicht berufenen Beamten geht es wie den
Oberförſtern und Forſtmeiſtern, die heute auch den Wald vor
lauter Papier nicht mehr ſehen. Ein Betriebsinſpektor oder ein
Stationsvorſteher, die heute den Betriebsdienſt gründlich
begaufſichtigen, werden mit der Schreibarbeit nicht
fertig, ſe laufen Gefahr, gerüffelt zu werden.
Das Ende vom Liede iſt dann, daß man ihnen, weil ſie zu
wenig zu tun haben, Kräfte wegnimmt. Heiliger
Bureaukratismus!

Der ruſſiſche Miniſter Witte iſt vom Fürſten Bülow
geſtern empfangen worden.Witte iſt Abend nach dem Jagdſchloſſedann noch
Rominten, wo Wilhelm II. zurzeit weilt, abgereiſt.

Jn Ungnade gefallen ſein ſoll der Chef des Militär
kabinetts Wilhelms II., Graf Hülſen-Häſeler. Als
Urſache hierfür wird in Militärkreiſen die Unzufriedenheit des
Kaiſers über die Erfolgloſigkeit des ſüdweſtafrikaniſchen Feld
zuges angegeben.

Polizeiliches Schamgefühl auf höhere Weiſung. Eine
Frau Wrede in Nürnberg hat eine Broſchüre geſchrieben: Von
der Frau zu der Frau, in der den Frauen Ratſchläge erteilt
werden, wie ſie ſich gegen allzu großen Kinderſegen ſchützen
können, und in der die gebräuchlichen Mittel zur Verhütung
der Empfängnis angeführt werden. Das Schriſtchen wurde
in verſchiedenen Zeitungen inſeriert. Durch dieſes Jnſerat
fühlte ſich ein Polizeiwachtmeiſter in ſeinem
Schamgefühl verletzt. Der Herr Wachtmeiſter erſtattete An-
zeige, worauf ein objektives Verfahren eingeleitet wurde, um
die Broſchüre dem Einzug zu unterſtellen. Jn der Verhand-
lung ſagte der ſchamhafte Polizeimann aus, er habe von
„höhe er Stelle“ Weiſung empfangen, An-
zeige zu erſtatten; wer aber dieſe „höhere Stelle“ war, das
ſagte er leider nicht. Das Gericht entſchied ſich für Abweiſung
des ſtaatsanwaltſchaftlichen Antrages auf Einziehung der Bro-
ſchüre, da ſie nichts Unzüchtiges enthält.

Militärjuſtiz. Vor dem Kriegsgericht der 1. bayriſchen
Diviſion hatten ſich zu verantworten der Unteroffizier des
bayriſchen Eiſenbahnbataillons Adam Joa wegen Mißbrauchs
der Dienſtgewalt und der Kanonier des 7. Feldartillerieregi-
ments Martin Brunner wegen tätlichen Vergreifens an einem
Vorgeſetzten. Der Unteroffizier Joa kehrte am Sonntag, den
2. April, in einer Wirtſchaft ein und ſetzte ſich, ohne zu
fragen, ob noch ein Platz frei ſei, an einen Tiſch, an dem
einige Soldaten ſaßen. Als Brunner, der auf einen Moment
ausgetreten war, wieder an den Tiſch zurückkam, erſuchte er
den Unteroffizier, ſich einen anderen Platz zu ſuchen, da er
ſeinen Stuhl eingenommen habe. Der Unteroffizier fuhr auf
und verſetzte mit den Worken: „Du Harmmel, Bauernrammel,
verfluchte Kröte“ uſw. Brunner zwei Stöße vor die Bruſt,
die von dem angegriffenen Soldaten pariert wurden, wobei er
den Unteroffizier unabſichtlich leicht an der Wange traf. Der
folgende Wortwechſel wurde vom Wirt geſchlichtet, worauf der
Unteroffizier ſich entfernte. Als nach einigen Minuten ein
Kamerad des Brunner, der Kanonier Schönhuber, das Lokal
verließ, um ein Bedürfnis zu verrichten, wurde er von dem
außen wartenden Unteroffizier unter dem Rufe: „Warum haſt
Du Dein freches Maul ſo weit aufgeriſſen mit Säbel-
hieben über den Kopf traktiert, ſo daß Schönhuber drei
Wochen im Lazarett zubringen mußte. Der Unteroffizier Joa,
der der Angreifer war, erhielt wegen Mißbrauchs der Dienſt-
gewalt vier Monate undzwanzig Tage Gefäng-
nis der Kanonier Brunner, der ſich in der Abwehr befand
und dabei den Unteroſſizier leicht berührte, erhielt wegen tät-
lichen Vergreifens an einem Vorgeſetzten ſechs Monate
Gefängnis Dem Unteroffizier wurden die Treſſen ab
erkannt, dem Kanonier zwei Monate der erlittenen Unter-
ſuchungshaft an der Strafe abgerechnet.

Die neueſte Verluſtlifte aus Südweſtafrika meldelt: An
Typhus geſtorben: Gefreiter Höpfner aus Thomaſcheiken.
Verwundet durch Unvorſichtigkeit eines Sergeanten Reiter
Otto Bauer aus Eisleben, früher Füſilierregiment
Nr. 36; Schuß durch Nacken und Mund.

Zwei fahnenflüchtige Offiziere. Das Gericht der
35. Diviſion in Graudenz erklärte den Oberleutnant Krömmel-
baum vom Jnfanterie Regiment Nr. 129 für fahnenflüchtig.
Desgleichen hat das Gericht der 17. Diviſion in Schwerin in
Mecklenburg den Oberarzt Dr. Gädecke vom JnfanterieRegiment
Nr. 162 für fahnenflüchtig erklärt. Beide haben ſich vor
einiger Zeit heimlich von ihren Truppenteilen entfernt ihr
gegenwärtiger Aufenthalt konnte bisher nicht ermittelt werden.

Todesfturz im Manöver. Durch Sturz mit dem Pferde
z ſich der Oberleutnant von Stockhauſen vom Jnfanterie-
Regiment Nr. 76 einen doppelten Schädelbruch zu, woran er
bald darauf verſtarb.

Zu erſchießzen verſuchte ſich ein Soldat vom Jnfanterie
Regiment Nr. 105 in Alberſchweiler (Elſaß). Motive wie ge-
wöhnlich „unbekannt“.

Ein Militärpoſten in Mainz wurde von Soldaten über-
fallen und durch Meſſerſtiche ſchwer verwundet.

Zur Fleiſchnot.
Amtlich exiſtiert keine Fleiſchnot. Aus Osnabrück

wird gemeldet: Nach den von Herrn v. Podbielski veranlaßten
eingegangenen Berichten iſt von ſämtlichen zuſtändigen Stellen
die Nachricht eingegangen, daß im hieſigen Regierungsbezirk
ein Mangel an Schlachtvieh nicht vorhanden ſei. Demgemäß
wird die Oeffnung der Grenze für eine Einfuhr aus Holland
nicht empfohlen. Vorausſichtlich werden Antworten ähnlicher
Art auch aus anderen Landesteilen kommen.

Die Erhebungen über die Viehnot und Fleiſchteuerung, die
die Regierung bei den Landwirtſchaftskammern und anderen
land wirtſchaftlichen Körperſchaften veranſtaltet, laſſen nach
aller bisherigen Erfahrung nur ein einſeitiges und durch das
Intereſſe der Befragten gefärbtes Ergebnis erwarten. Die
Wichtigkeit der Fleiſchverſorgung der Bevölkerung fordert aber
dringend, über die Lage der Viehproduktion und des Fleiſch
marbctes ein unparteiiſches und zuverläſſiges Bild zu erhalten.
Zu dieſem Zwecke hat die Allgemeine Fleiſcher-
zeitung von den Direktionen ſämtlicher 860 öffentlichen
Schlachthöfe, die ein ebenſo unabhängiges wie ſachverſtändißes
und auf Erfahrung begründetes Urteil in dieſer Frage beſitzen,
Berichte erbeten, die die Verhältniſſe, wie ſie in Wirklichkeit
liegen, objektiv darlegen und ſich zugleich über die Mittel zur
Beſeitigung der nachgerade von allen Schichten der Bevölkerung
ſchwer empfundenen Uebelſtände äußern. Die Berichte, die
aus allen Teilen des Reiches ſtammen und ſowohl große und
mittlere wie kleine Orte betreffen, erkennen übereinſtimmend den
Mangel an Schlachtvieh, namentlich an Schweinen an und be-
tonen durchweg, daß Qualität und Gewicht der Schlachttiere
und damit ihr Fleiſchertrag bedeutend zurückgegangen iſt. Als
Folge der hierdurch herworgerufenen Teuerung bezeichnen ſie
die Abnahme des Fleiſchverbrauches und die Verſchlechterung
der Erwerbsverhältniſſe der Fleiſcher, die größtenteils mit den
Fleiſchpreiſen hinter den enorm geſtiegenen Viehpreiſen zurück
bleiben müßten. Einmütig ſtellen ſie feſt, daß ihnen von
Händler- und Schlächterringen niemals etwas bekannt geworden
iſt. Als Hilfsmittel empfehlen ſie neben der Erleichterung der
Einfuhr ausländiſchen Schlachtviehes die Aufhebung der Zölle
für Futtermittel und Herabſetzung der Zölle für Schlachtvieh.

Berichte der Direktionen der Reihe
der bis jetzt veröffentlichten Be

er amtlich

Das Fachblatt gibt die
nach wieder. Jeder einzelne,
richte ſtellt den Mangel an Schlachtvieh feſt,
nicht exiſtiert!

Die Wirkung der Grenzſperre und der hohen Einfuhr-
zölle geht u. a. aus der Tatſache hervor, daß in dem ſächſiſchen
Grenzorte Sebnitz für Rindvieh 80 Pfg., im angrenzenden
Böhmen dagegen nur 62 Pfg., in Sebnitz für Rindslende 120 Pfg.
in Böhmen nur 85 Pfg. pro Pfund bezahlt werden. Da Seb-
nitz bis hart an die Landesgrenze reicht, kann der Fall eintreten,
daß ein Käufer ſich den billigen Preis durch einen Weg von
zirka 60--100 Schrilt ſichert.

Die Cholera.
Neu gemeldet ſind vom 24. bis 25. September mittags im

preußiſchen Staat zwei choleraverdächtige Erkrankungen und
zwei Todesfälle an Cholera. Die Erkrankungen betreffen die
Kreiſe Dirſchau und Wirſitz. Von den früher gemeldeten
choleraverdächtigen Erkrankungen hat ſich einer nicht als
Cholera herausgeſtellt. Die Geſamtzahl der Cholerafälle be
trägt daher bis jetzt 246 Erkrankungen, von denen 85 tödlich
verliefen.

Jm Dorfe Güſtow bei Stettin iſt bei der unter cholera
verdächtigen Erſcheinungen erkrankten Frau Goldmund durch
das hygieniſche Jnſtitut in Greifswald Cholera bakteriologiſch
feſtgeſtellt worden.

Ansland.
Oeſtreich. Der Kampf um das allgemeksne

Wahlrecht. Jn Wien hat in dieſen Tagen eine Reichs
Konferenz der Sozialdemokratie Oeſtreichs ſtattgefunden. Die
Veranlaſſung zu dieſer von der Geſamtexekutive einberufenen
Konferenz bildete das Verhalten des Miniſterpräſidenten Gautſch
im Kronenrat. Dort hatte Gautſch bekanntlich die die ganze
öſtreichiſche Arbeiterſchaft beleidigende und provozierende Aeuße-
rung getan, daß durch die Einführung des albemeinen Wahl-
rechts in Ungarn die Gefahr entſtehen würde, daß dieſes Recht
dann guch dem öſtreichiſchen Volke gegeben werden müßte. Den
Ungarn hätte man es alſo wohl gegeben, nicht des Volkes
willen ſondern um die die Krone bedrängende Macht des
Grafenreichstags zu brechen, in Oeſtreich bedeutet die Ein-
führung des oberſten Volksrechtes eine „Gefahr“. Deshalb
ſollen nun die Völker beider Reichshälften auch ferner ſich die
Regierung einer unfähigen und korrupten Kaſte gefallen laſſen.
Die öſtreichiſche Sozialdemokratie hat nun aber die Jnitiative
ergriffen, um das Volk von neuem in den Kampf für das
oberſte Staatsbürgerrecht zu führen. Die Konferenz war von
allen nationalen Parteivertretungen beſchickt, faſt alle ſozial
demokratiſchen Abgeordneten nahmen an der Beratung teil, und
aus Budapeſt war der Genoſſe Garani erſchienen. Nach dem
Referat Pernerſtorfer nahmen die Vertreter der nationalen
Parteileitungen das Wort; volle Einmütigkeit herrſchte über
die Notwendigkeit des Kampfes und das von der Zentral-
leitung vorgeſchlagene Manifeſt gelangte einſtimmig zur An
nahme. Dieſes Manifeſt, das in ſchwungvollen Worten die
Parteigenoſſen und Arbeiter Oeſtreichs zum Kampfe gaufruft,
ſoll als Flugblatt verbreitet werden. Außerdem wurde be-
ſchloſſen, die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten zu der ener-
giſcheſten und rückſichtsloſeſten Bekämpfung der Regierung
Gautſch aufzufordern, wobei die Beſeitigung des derzeitigen
Miniſterpräſidenten als unverrückbares Ziel geſetzt iſt. Die
Parteipreſſe wird aufgefordert, den Kampf unermüdlich zu
unterſtützen; überall ſollen große Volksverſammlungen abge-
halten werden, kurz, bei jeder Gelegenheit die Forderung er
hoben werden. Auf der Konferenz herrſchte eine große Be
geiſterung, und man trennte ſich unter der Parole: Keine Ruhe
in Oeſtreich vor der Erringung des allgemeinen, gleichen und
direkten Wahlrechts.

Schweiz. Das Lehrlingsgeſetz im Kanton
Zürich. Jn den letzten Tagen hat der Große Rat von
Zürich über ein ſehr wichtiges Geſetz, nämlich das neue Lehr-
lingsgeſetz, verhandelt. Nach einer zweitägigen ausgibigen
Debatte, an welcher ſich von unſerer Seite die Genoſſen Greu
lich, Dr. Erdmann, Seidel, Walter und andere beteiligten,
wurde zur Abſtimmung über das Hauptſtück des Geſetzes,
nämlich die Arbeitszeit, geſchritten. Die Frage wurde geſtellt:
Soll die Normal-Arbeitszeit für Lehrlinge 11 oder 10 Stun-
den betragen Mit einer unerwartet großen Mehrheit, näm
lich 139 gegen 14 Stimmen, wird der Zehnſtundentag ange-
nommen. Mit 105 Stimmen wird dem Antrag Locher ge-
mäß feſtgeſetzt: Der Lehrling darf weder zur Nacht, noch zu
Sonntagsarbeit herangezogen werden. Ausnahmen ſind nur
geſtattet für Betriebe, welche den täglichen Bedürfniſſen dienen
und denen geſetzlich beſchränkter Sonntagsbetrieb geſtattet wird.
Die Erlaubnis geſchieht unter dem Vorbehalt, daß den be-
treffenden Perſonen, außer den üblichen Arbeitsunterbrechungen
innerhalb 24 Stunden, eine zuſammenhängende zehnſtündige
Ruhezeit und angemeſſener Erſatz für wegfallende Sonntags
ruhe geſichert bleiben. Durch die Annahme eines weiteren
Artikels wird beſtimmt, daß den Lehrlingen über die geſeh-
liche Arbeitszeit des Geſchäftes hinaus weitere Arbeit nach
Hauſe nicht mitgegeben werden darf. Die weiteren Beſtim-
nungen werden ohne weſentliche Aenderungen angenommen.
Das Geſetz geht nun an die Redaktions-Kommiſſion, um ſpäter
dem Volke zur Abſtimmung unterbreitet zu werden.

Frankreich. Der Kriegsminiſter in Longwy.
Der Kriegsminiſter Berteaux ſcheint es mit ſeinem Beſtreben,
die Offiziere zu einem unparteiiſchen Verhalten bei Streiks zu
veranlaſſen, ernſt zu nehmen. Er hat dieſer Tage ſelbſt dem
Orte Longwy einen Beſuch abgeſtattet, um ſich über Einzel-
heiten des bekannten traurigen Vorfalls zu unterrichten. Da
bei empfing er auch eine Abordnung des Verbandes der Me-
tall-Arbeiter, die ihm den Dank der Arbeiter ausſprachen für
das Jntereſſe, mit dem er die Unterſuchung verfolgt. Der
Streik ſelbſt ſcheint ſeinem Ende zuzuneigen; die Zahl der
Arbeiter, welche ihre Tätigkeit wieder aufnehmen, vermehrt ſich.
Wie ſehr wohl es der Direktion der Werke von Longwyj mög-
lich geweſen wäre, den Wünſchen der Arbeiter nachzukommen,
geht am beſten aus dem Jahresbericht der Geſellſchaft hervor,
der ſoeben in dem Organ der Großinduſtriellen des Nordens
veröffentlicht wird. Danach war im letzten Geſchäftsjahr ein
Ueberſchuß von 4 811 000 Franks zu verzeichnen; hiervor er
hielten die Aktionäre 2 103 000 Franks an Dividende.

DerKolonialſkandale und kein Ende.
kürzlich auf der Rückfahrt nach Frankreich verſtorbene bekannte
Afrikaforſcher de Brazza hat einen Bericht an den Kolonial
miniſter geſandt, in dem ſchwere Anklagen gegen den General
gouverneur des franzöſiſchen Kongogebietes Gentil erhoben
werden.

Jn dem Bericht wird erklärt, daß durch die Verwaltung
Gentils insbeſondere die Gabonkolonie vollſtändig ruiniert wor-
den iſt. Gentil habe durch ſein Vorgehen die Kaufleute er-
mutigt, die Eingeborenen in der bedauerlichſten Weiſe aus



zubeuten. Ueberdies habe Gentil diematiſch über die Vorgänge im franzöſiſchen 4oere
Nicht nur die untergeordneten Beamten ſondern Gen

z ſelbſt haben ſich ſchwere Grauſamkeiten gegen
i e Eingeborenen zuſchulden kommen laſſen. Die

wegen der von ihnen verübten Greueltaten zu fünf Jahren Ge-
fängnis verurteilten Kolonialbeamten Gant und Togne haben
ſich während ihres Prozeſſes wiederholt auf ihren Vorgeſetzten
berufen. Gentil habe die Eingeborenen durch ungeſetz-
lich e Steuern bedrückt, ſie in der ungeheuer-
lichſten Weiſe foltern und häufig ſummariſch
hinvichten leſſen. Gentik habe angeblich 20 000
S ch warze, durch die er die Vorräte für die Truppen am
Tſadſee transportieren läßt, geopfert. Der Kolonial
miniſter wird den Kolonialinſpektor Hoareau empfangen, dem
de Brazza ſeinen Bericht übergeben hat.

Norwegen. Die Löſung der Union.
kommen von Karlſtad, das für Norwegen äußerſt günſtig aus-
gefallen iſt, enthält folgende fünf Punkte: 1. Wegen der obli-
gatoriſchen ſchiedsrichterlkchen Entſcheidung ſoll das Haager
Schieds(gericht angerufen werden. Die Fragen über die Unab-
hängigkeit, die Integrität und die vitalen Intereſſen der bei-
den Reiche ſind von der ſchiedsrichterlichen Entſcheidung aus-
ausgenommen. 2. Die neutrale Zone im Krieg und Frieden
iſt an der Grenze der beiden Länder feſtgeſtellt und 30 Kilo
meter breit. Die innerhalb der Zone belegenen Befeſtigungen
Frederiksſten, Overbjerget, Vedon, Hhelmkollen, Oorje ſowie
Dingsrud werden niedergelegt, doch werden die alten Feſtungs-
werke von Frederiksſten und Overbjerget in nicht fortifikato-
riſchem Stande beibehalten. Die Feſtung Kongsvingore wird
unverändert beibehalten, doch darf ſie nicht ausgedehnt werden.
3. Hinſichtlich der nomadiſierenden Lappen bleiben deren alten
Rechte beſtehen. 4. Jm Tranſitverkehr verpflichtet ſich jedes
Reich, den Transport von Tranſitgütern nicht zu hindern oder
zu erſchweren. Zollfreiheit und verſchiedene andere Begünſti-
gungen werden für Tranſitgüter verabredet. 5. Die Vorſchläge
der Karlſtader Delegationen über die gemeinſchaftlichen Binnen
ſeen und Waſſerläufe werden demnächſt beiden Parlamenten
vorgelegt.

China. Ein Bombenattentat in Peking. Als
die Kommiſſion für das Studium der Verhältniſſe in Europa
Peking verließ, wurde ein Bombenattentat auf die Eiſenbahn
verübt. Prinz Tſai, der Führer der Kommiſſion, wurde ver

Das Ab-

wundet. Fünf Perſonen ſind tot. Wutingang wurde leicht
verletzt. Der Urheber des Anſchlages, der ſich im Wagen be-
fand, wurde in Stücke zerriſſen.

Zur Revolution in Rußland.
Amneſtie und Gefängnisbauten. Die Gerüchte von

einer bevorſtehenden Amneſtie für politiſche Verbrechen und
Vergehen ſind verſtummt; die Hoffnungen der gutmütigen
Ruſſen auf die Gnade ihres „Väterchens“, des Zaren, ſind
wieder einmal zuſchanden geworden. Es iſt auch ſehr zweifel-
haft, ob der Zar überhaupt derartige Abſichten im Sinne
hatte; der Gedanke iſt wahrſcheinlich einfach von den Wün-
ſſchen und Hoffnungen der gebildeten Geſellſchaft ausgebrütet
worden. Faſt jede gebildete ruſſiſche Familie hat mindeſtens
einen Vertreter unter den politiſchen „Verbrechern“, die in
den Gefängniſſen oder in der Verbannung ſchmachten. Die
Sehnſucht nach einer Amneſtie iſt daher faſt allgemein. Man
glaubte auch, daß ſich Zar Nikolaus jetzt ganz beſonders be-
wogen fühlen werde, ſeinem Volke eine Gnade zu ſchenken,
jetzt, nach der ruhmloſen Beendigung des ſchrecklichen Krie-
ges, für den das Volk ſo viel Gut hat opfern müſſen. Zahl-
reiche Familien haben ihre Söhne dem Kriege „für den Zaren“
geopfert, ſie hofften daher, daß man ihnen nun diejenigen
Söhne und Töchter zurückgeben werde, die in den Kerkern
und in Sibirien vergehen wegen „Verbrechen“, die in keinem
Kulturlande die geringſte Strafe nach ſich ziehen würden, die
zum Teil in Rußland ſelbſt jetzt nicht mehr beſtraft werden.
Die „Verbrechen“ beſtanden zumeiſt in der Lektüre ſozialiſti-
ſcher Schriften und der Teilnahme an geheimen Leſezirkeln
und Zuſammenkünſten. Die ruſſiſchen Behörden bezeichnen
dieſe ſchrecklichen Handlungen als „Attentate gegen die be-
ſtehende Ordnung“, aber kein europäiſches Gericht, nicht ein
mal ein ruſſiſches, würde hier einen geſetzmäßigen Anlaß zur
Verurteilung finden. Daher wird auch die Strafe faſt aus-
ſchließlich auf „adminiſtrativem“ Wege beſtimmt, d. h. durch
einen einfachen Federſtrich des Miniſters oder ſeiner Gehilfen.
Jn dieſer Weiſe wurden Tauſende und Abertauſende hoff
nungsvoller Jünglinge und junger Mädchen auf Jahre hin-
aus in den Kaſemalten eingeſperrt oder in den entlegenſten
Gegenden OſtSibiriens interniert. Genaue Zahlen ſind nicht
bekannt, das Material wird natürlich ſtreng geheim gehalten,
man muß aber ſicher mit Zehntauſenden, die nichts als ſolche
Harmloſigkeiten „verbrochen“ haben, rechnen. Zu beſonderer
Blüte entwickelte ſich dieſes „Syſtem“ unter Plehwe. Man
weiß, mit welchem Erfolge. Man glaubte daher, daß
nachdem das Syſtem Plehwe derartig Schiffbruch gelitten halte
und man vom Shyſtem der Willkür angeblich zu einem geſetz
mäßigem Regime übergehen will, daß nunmehr die Opfer des
früheren Syſtems befreit werden müßten. So entſtanden
die Gerüchte von einer nahen Amneſtie. Sie ſind aber grund-
los. Neulich fragte ein engliſcher Berichterſtatter bei Trepow
deswegen an und er erhielt zur Antwort: „J wo! wie ſoll-
ten wir die gefährlichen Leute befreien, die wir mit ſolcher
Mühe eingefangen hatten?!“ Miniſter Trepow ſieht im Gegen-
teil ſeine Aufgabe darin, alle derartigen „gefährlichen“ Leute
ausfindig zu machen und ſie hinter Schloß und Riegel zu
bringen. Dabei macht ihm nur eine Frage viel Sorge, näm-
lich: „wo ſollen alle dieſe Leute untergebracht werden?“
Die Gefängniſſe, Feſtungen und Arreſthäuſer jeder Art ſind
ſämtlich überfüllt, ſowohl in Petersburg und Moskau, wie in
vielen Provinzſtädten. Es werden daher jetzt neue rieſengroße
Gefängniſſe gebaut, in Petersburg, Saratow und in vielen
anderen Orten. Auf eine Amneſtie iſt unter Trepow gewiß
nicht zu rechnen.

Der Kriegszuſtand wird in nächſter Zeit auch über Livland

verhängt werden. In Dveßenker in die Arme gelaufen. Jn Odeſſa trafenu eine Matroſen des Meutererſchiffes Fürſt Potemkin
ein. Sie verließen Rumänien und kehrten nach Rußland zu-
rück, da ſie ihr Heimweh nicht mehr überwinden konnten. Die
Matroſen wurden ſofort verhaftet und werden vor ein Kriegs-
gericht geſtellt.

arteinachrichten.

veiterſekretär geſucht. Zum 1. November ſoll auf deme München ein dritter Sekretär angeſtellt wer
den. Anfangsgehalt 2000 Mk. Bewerber müſſen eingehende
Kenntniſſe der Arbeitergeſetzgebung und des bürgerlichen Rechts

haben und ſich redneriſch betätigen können. Offerte erbitten
unter Beifügung einer gedrängten ſchriftlichen Arbeit über die
Aufgaben eines Arbeiterſekretärs, eines kurz dargeſtellten Lebens
laufes ſowie über die bisherige Tätigkeit in der Arbeiterbe-
wegung, bis 1. Oktober an den Vorſitzenden des Gewerkſchafts
vereins München, L. Pickelmann, Sendlingerſtr. 20.

Vom Exſozialdemokraten Lebinus. Bürgerliche Blätter
berichten. Gegen den ehemaligen Herausgeber und Redakteur
der inzwiſchen eingegangenen Sachſenſtimme, Rudolf Lebius,
ſteht am 8. Oktober vor dem Amtsgericht Dresden wegen Be
leidigung des Militärſchriftſtellers Dittrich Termin an. Lebius
iſt, nachdem ſein Blatt verkracht, unter Hinterlaſſung einer be
trächtlichen Schuldenlaſt nach Halenſee bei Berlin übergeſiedelt.
Das Gericht hat jedoch das perſönliche Erſcheinen des Beklagten
angeordnet. Inzwiſchen hat Lebius ſeinen Gegner zur Zurück-
nahme des Strafantrages aufgefordert und ihm mit einer An
zeige wegen Betrugs gedroht, falls er dieſem Wunſche nicht
nachkomme. Dieſes Schreiben Lebius wird vorausſichtlich zu
einem neuen Strafverfahren wegen verſuchter Nötigung Anlaß
geben. Soweit iſt der Exſozialdemokrat ſchon gekommen.

Die ſozialdemokratiſche Partei des Kantons
Zürich iſt dem ſoeben veröffentlichten Berichte der Geſchäfts
leitung zufolge ſeit Beginn dieſes Jahres von 4200 auf 4793
Mitglieder angewachſen.

Gewerkſchaftliches.
Die Buchbinder in Erfurt beſchloſſen, in allen Be

trieben, in denen die Forderungen nicht bewilligt ſind, die
Arbeit niederzulegen. Die Zahl der Streikenden würde dem-
nach etwa 110 betragen. Die Firma Bernhard Hahne hat,
als man ſah, daß die Arbeiter entſchloſſen waren, die Arbeit
niederzulegen, die Forderungen bewilligt.

Schneiderbewegung in Köln. Eine zahlreich beſuchte
Verſammlung von Damenſchneidern und Schneiderinnen in
Köln beſchloß, in eine Lohnbewegung einzutreten.

Die r in der Solinger Metallinduſtrie
ſoll vor ſich gehen. Der „Verein zur Wahrung der wirtſchaft
lichen Jntereſſen der Solinger Jnduſtrie“ beſchloß einſtimmig,
daß wegen der zwiſchen dem Schlägereibeſitzerverein und dem
Metallarbeiterverbande beſtehenden Differenzen ſämtliche Mit
glieder des Vereins allen in ihren Betrieben beſchäftigten Ar-
beitern, ſoweit ſie dem Metallarbeiterverbande angehören, zu
kündigen haben. Von dem Beſchluſſe werden die Arbeiter von
16 Solinger Firmen und 11 Firmen in Ohligs, Wald und
Höhſcheid betroffen.

Die Leipziger Poſamentierer ſind in eine 37 ung
eingetreten. Sie fordern bei 53 ſtündiger wöchentlicher Arbeits
zeit 55 Pfg. Stnndenlohn, Zuſchlag für Ueberſtunden, Ein-
ſetzung einer Schlichtungskommiſſion und Freigabe des 1. Mai.

Jn der Nähmaſchinenfabrik von Mundlos u. Ko. in
Magdeburg ſtehen ſeit 14. d. Mts. 31 Polierer und Abputzer
im Ausſtande wegen Verweigerung geringfügiger Akkorderhöhung.
Leiſtungsfähige Arbeitswillige hat die Fabrik bis heute noch nicht
erhalten. Der Ausſtand macht ſich jetzt erſt, nach Fertigſtellung
jeglichen Vorrats bemerkbar und verſucht nun die Firma, um
ihren Verpflichtungen den Abnehmern gegenüber nachzukommen,
die Kaſten auswärts anfertigen zu laſſen. Am Sonnabend
ſind Probekaſten mit der Poſt verſandt worden! Sämtliche
in Frage kommenden Fabriken und Werkſtätten wollen deshalb
ein wachſames Auge auf alle neue Arbeit haben und uns ev.
ſofort Mitteilung zugehen laſſen.

Die Verwaltungsſtelle Magdeburg
des Deutſchen Holzarbeiter Verbandes.

Die ausgeſperrten Elektrizitätsarbeiter des Werner-
werkes hielten am Montag vormittag eine Verſammlung ab,
in der Beſchlüſſe nennenswerter Natur nicht gefaßt wurden.
Jedenfalls iſt die Lage ſehr kritiſch, und es iſt das äußerſte zu
erwarten. Beſonders unter den alten Arbeitern hat eine heftige
Erbitterung Platz gegriffen, da ſie befürchten, der ihnen von
Werner von Siemens zugeſprochenen Penſionsberechtigung ver
luſtig zu gehen.

Auf Erſuchen der Arbeiterausſchüſſe der beiden Geſellſchaften
wurde die am Montag abend 6 Uhr abgelaufene Friſt für die
von den Arbeiterausſchüſſen zu gebende Antwort auf die Er
klärung der Geſellſchaften bis Dienſtag mittag 12 Uhr ver
längert.Die National Zeitung meint, daß die Arbeiter das von den

Unternehmern geſtellte Ultimatum annehmen werden und am
Mittwoch wieder anfangen zu arbeiten (7?).

Ende des Lübecker Bauarbeiter Streikes. Nachdem
zwiſchen den Arbeitgebern und Arbeitern im Baugewerbe ein
Lohntarif abgeſchloſſen wurde, iſt der Ausſtand der Maurer,
Zimmerer und Bauarbeiter nach 16 wöchiger Dauer endgiltig
mit einer Niederlage der Streikenden beendigt.

Ausland.
Jn der Gießerei in Rohrſchach, wo der Arbeiterkrawall

vorkam, iſt nachträglich eine Einigung mit den Arbeitern er
zielt worden.

Volkswirtſchaftliches.
Bierdividende. Es Den in dieſem Jahre Gevelsberger

Aktienbrauerei vorm. Carl Denninghoff in Gevelsberg i. Weſtpr.
6 Prozent. Brauhaus Nürnberg: wieder 8 Prozent.
Hofbierbrauerei Schöfferhof: wieder 11 Prozent. Roß Co.,
Bierbrauerei Akt.Geſ. zu Dortmund. Der Aufſichtsrat beſchloß
10 Prozent.

Bolizeiliches und Gerichtliches.
s Eine Lanſchergeſchichte. Während der bayeriſchen

LandtagswahlBewegung fand in Würzburg eine geſchloſſene
Beſprechung der ſozialdemokratiſchen mit den liberalen Wahl
männern ſtatt. Dabei wurde ein Zentrumsmann ertappt, wie
er an der Tür des Lokals horchte. Die Genoſſen Eberhard
und Krupp führten ihn darauf in den Saal, um ihn der
Verſammlung zu zeigen, weshalb ſie wegen Nötigung und
„Körperverlezung“ vor Gericht gezogen wurden. Der Lauſcher
beſchwor, daß er einmal nur fünf Minuten, das andere Mal
zehn Minuten gehorcht habe. Da dieſe Ausſage zu der eines
anderen Zeugen in direktem Widerſpruch ſteht, mußte die Ver
handlung ausgeſetzt werden. Das Ende wird ein Meineids-
prozeß ſein.

Die Auflöſung einer Verſammlung kann auch durchdie Wege des ſberwinchenden Beamten „Jch ſchließe die Ver

ſammlung“, ausgeſprochen werden. So hat das Kammer
gericht in einem Strafverfahren wider Lübbring entſchieden.
Der überwachende Beamte hatte eine Maurerverſammlung, in
der Lübbring referierte, für „geſchloſſen“ erklärt, weil ihm die
Kritik nicht gefiel, welche L. an der Baupolizei in Rotthauſen
übte. L. war dann auf Grund der 88 6 und 15 des Vereins-
geſetzes verurteilt worden, weil er nicht ſofort den Saal ver-
laſſen habe. Das Kammergericht verwarf am 18. September

m

die hiergegen eingelegte Reviſion und führte aus: Die Worte
„Jch ſchließe die ammlung“ dokumentierten genügend die
Auflöſung im Sinne des r Dieſes habe inkeiner Weiſe ausgedrückt, durch welche Worte die Auflöſuneiner Verſammlung ausgeſprochen werde müſſe. Unerheblch

wäre, ob die Auflöſung an geweſen ſei oder nicht. Ohne
Rückſicht darauf müſſe nach Auflöſung einer Verſammlung jeder
Teilnehmer alsbald den Saal verlaſſen.

Aus der Genoſſenſchaftsbewegung.
Arbeiter, laßt euch nicht irremachen Durch die

e rrfeindliche bürgerliche Provinz Preſſe läuft folgende
dotiz:

Der ſozialdemokratiſche Konſumverein für
Detmold und Umgegend befindet ſich im Konkurs. Die
Erregung unter den ehemaligen Mitgliedern, meiſt armen
Leuten, die nun das 10000 M. betragende Defizit aufbringen
ſollen, iſt, wie der Weſerzeitung geſchrieben wird, nicht gering.
Jn mehreren Verſammlungen, die letzthin einberufen wurden,
zu denen ſich aber die verfloſſenen Vorſtands- und Aufſſichts
ratsmitglieder zum größten Teil wohlweislich nicht ein-
fanden, kamen ſonderbare Dinge zur Sprache. Beim Ein
kauf der Waren ſoll ordnungswidrig verfahren, die Waren
dem Lagerhalter nicht übergeben und zum Teil nicht richtig
r worden ſein. Dann herrſchte ein Pump-
yſtem, wie es ſchlimmer nicht gedacht werden

kann. Jn den Mitglieder Verſammlungen ſoll den Ge
noſſen Sand in die Augen geſtreut ſein, indem ihnen geſagt
wurde, die Sache des Vereins ſtehe großartig. Die Dividende
wurde dem Reſervefonds entnommen oder durch Wechſel
ausgezahlt. Die Verkäuferpoſten, ſo heißt es, ſeien zur
Futterkrippe für geſinnungstüchtige Genoſſen gemacht, die
der Branche unkundig und anderswo entgieiſt waren. Wie
gewiſſenlos gehandelt wurde, geht daraus hervor, daß noch
14 Tage vor Schluß der Verkaufsſtelle neue Mitglieder auf
genommen wurden, die nun zum Zahlen verurteilt ſind.
Auch Mitglieder, die vor langer Zeit die Mißwirtſchaft
erkannten und ſich abmeldeten, müſſen jetzt bluten. Von
ſeiten ehemaliger Mitglieder iſt nun eine Kommiſſion gewählt
worden, die ſich mit dem Staatsanwalt in Verbindung ſetzen
ſoll. Auch ſoll ſie eine Hingusſchiebung des Zahlungstermins
für die Genoſſen zu erwirken ſuchen.

Ein ſozialdemokratiſcher Konſumverein iſt es natürlich
nicht. Aber auch kein moderner, denn ſonſt beſtünde kein
Pumpſyſtem. Nur ſoll den „ſozialdemokratiſchen“ Konſum
vereinen eins angehängt werden.

Mit ihrer Darlegung verfolgt die gegneriſche Preſſe keinen
anderen Zweck, als die Arbeiter vor Konſumvereinen graulich
zu machen. Die Arbeiter ſollen, ſo meint man, nicht ſo töricht
ſein und ihr Geld in einen Konſumverein ſtecken. Den Kapi
taliſten den Rat zu geben, auch ihrerſeits kein Geld in Aktien
geſellſchaften zu ſtecken, weil ſchon oft Aktiengeſellſchaften Ver
luſte gehabt haben, das fällt ihr nicht ein. Kapitaliſten ſind
ja nicht ſo dumm, ſich das einreden zu laſſen. So dumm,
lieber fremdes als eigenes Kapital zu verzinſen, ſchätzt man
nur die Arbeiter ein. Es gibt heute ca. 1800 Konſumvereine
in Deutſchland. Was will es da beſagen, daß alle Viertel-
jahre einmal von einem Vereine geſchrieben werden kann, daß
da nicht alles in Ordnung ſei oder daß gar Bankrott bevor
ſtehe. Wenn man bedenkt, daß die Arbeiter von Hauſe aus
ſehr viel weniger geſchäftliche Bildung als die kapitaliſtiſchen
Kreiſe beſitzen, ſo ſind die wenigen Zuſammenbrüche von Arbeiter
unternehmungen ein rühmliches Zeugnis für den rechtlichen
Charakter der Arbeiter, deſſen Mangel in kapitaliſtiſchen
Kreiſen ſchon tauſendmal viel mehr Schwindel und Betrügerei
erzeugt hat.

Arbeiter, ſeid darum geſcheit, laßt euch durch die gegneriſche
Preſſe nicht einſchüchtern, euch eigene Betriebe ſo viel wie
möglich zu verſchaffen, und paßt nur überall, wo ihr eigene
Betriebe habt, durch gehörige Kontrolle tüchtig auf, daß alles
in Ordnung ſei. Die Gegner haben nur das eine Ziel:
Jhr ſollt fortfahren, ihnen ihr Kapital, das euch fremd iſt,
zu verzinſen. Jhr ſollt die Zinsſklaven der Kapitaliſten
bleiben. Das iſt's worauf man es mit ſolchen Artikeln ab
geſehen hat.

Gemeindezeitung.
Radewell, 24. September. (Eig. Ber.) Gemeinderats-

Sitzung. Jn der Sitzung vom 20. September wurde be
ſchloſſen: 1. Die Regulierung der Talſtraße mit Anbringung
eines erhöhten Bürgerſteiges. Ein diesbezüglicher Voranſchlag
ſoll gemacht werden. 2. Anpflanzung von acht Stück Kugel
akazien am Friedhof. 3. Bewilligung einer Unterſtützung an
die Frau Kratzin. 4. Die Gemeinderechnung wurde vorgelegt
und dem Steuererheber Entlaſtung erteilt. Das Etatsjahr
1904/05 ſchließt ab mit einer Einnahme von 24825:03 Mk. und
einer Ausgabe von 23501.69 Mk., ſo daß ein Beſtand von
1323. 34 Mk. verbleibt.

Mansfeld, 25. Auguſt. Stadtverordnetenſitzung.
Unſere letzte öffentliche Stadtverordnetenſitzung brachte nichts
beſonderes als etliche Steuerniederſchlagungen. Aber in der
geſchloſſenen Sitzung wurde das Gehalt unſeres einzigen
uniformierten Poliziſten (Stadtwachtmeiſter) das bis dato mit
Nebenbezügen 1500 Mk. betrug, um 400 Mk. erhöht und zwar
um 100 Mk. vom 1. April ab und dann vier Alterszulagen
von je 75 Mk. alle drei Jahre. Vergeblich wurde von einem
Stadtverordneten der dritten Abteilung darauf hingewieſen,
daß die finanzielle Lage dieſe Ausgabe nicht erlaube, denn
unſere Lehrergehälter ſtehen gegen die übrigen Nachbarort-
ſchaften zurück, ſo z. B. Helbra mit 1150 Mk. und Manesfeld
mit 1050 Mk. Grundgehalt, ſo daß unſere Poliziſtenſtelle höher
dotiert iſt als die Lehrergehälter. Jn der vorletzten Sitzung
ging das Gehalt des Stadtkaſſenrendanten voran; die Er
höhung wurde aber abgelehnt, da deſſen Gehalt ſchon 2000 Mk.
beträgt. Heute werden ſchon Mahnzettel geſchickt für die jetzt
fällig werdenden Steuern für das zweite Halbjahr. Man iſt
ſehr beſorgt, die Steuern einzubekommen.

Literatur.
Von der Neuen Geſellſchaft, Sozialiſtiſche Wochenſchrift,

ber: Dr. Heinrich Braun und Lily Braun, iſt ſoebene h äeft ſchienen das folgenden Inhalt hat: Gloſſen
Der Jenger Parteitag. Zur vierten Million. A. E. G.
D Karl Leuthner, Wien Die internationale Politik des deutſchen
Proletariats. Hugo Heinemann: Die Vorſchläge der Straf-
prozeßkommiſſion. E. R. Pegſe, London Der britiſche Ge
wertſchaftskongreß. Auguſt Endell: Unſere Jmpreſſioniſten.

Alfred Gold: Berliner Theater. Luigi Capuana: Wer
löſt das Rätſel?

Verantwortlicher Redakteur: A. Molkenbuhr in Halle.

Eine Speziglausſtellung für Wohnungseinrichtungen
at die Möbelfabrik von Hauptmann in der Kleinen Ulrichſanhe 36 veranſtaltet. Wie aus dem heutigen Jnſerat zu er

ſehen, iſt das Arrangement lediglich als Ausſtellung zu be
trachten und ohne Kaufzwang.
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oder wenigen Zimmern den vVoeroehrl.
Interessenten nur ein woRkares und
mangelhattes Bild über Wohnungs-
Auvestattungen geben, hade jeh mieh
veranlasst gefühlt, eine gröosero
Sspezial Auate lung für Kom-

In der richtigen Erkenntais, das
Möbel Aueestellungen von einzelnen

Rinrientungen in meinen eigenen
geräumigen Ausstellungs- Lokalitäten zu veranstalten, zu deren Kostenloser Beeichtigung ich hiermit das geehrte e e ergebenst einlade. Man findet hier vornehme und

einfachere Salons, Speisezimmer, Damen und Herrenzimmer, Sehlatzimmer uaw. Komplett mit Dekorationen ausgestellt und ist der Besucher durch diese
zweckmässige Ausstellung in den Stand gesetat, sich ein ganz objoKtäves Urtemt über geschmackvolle Wohnungs Einrichtungen bilden zu Können. Namentlich dürfte diese
umfangreiche Ausstellung für Interessenten, gleichviel welchen Standes, den Vorteil haben, dass sie voraügliene WinkKe zur Beschaffung von atandesgemässen und dabei
äoch preiswerten Einrichtungen gibt.

die Ausstellung ist ohne jeden Xaufzwang lediglich als solche zu detrachten.

Möbelfabriß C. Hauptmann
Inhaber: P. Krumbein W. Knöfel
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für das Schneider
Mittwoch den 27. m

„Zur Erholung“, Martinsberg 6
ordenii. General Versammlung.

Tagesvrdnung:
1. Aenderung des OrtskrankenkaſſenStatuts.
2. Stellungnahme betreffs Verſchmelzung der hieſigen Krankenkaſſen.

Der Vorſtand.3. Verſchiedenes.

h r m. Sterbekasse
ewerhbe 2zu Halle.
ends S Uhr im Reſtaurant

Halle a. S., Kl. Ulrichstrasse G.

wpsons Seffempuher
Preiſe.

w. arnituren,Chaia e änk ech

e S
Naturheilverein Halle-Giehbichenstein.

Mittwoch den 27. September abends 8 Uhr im Burgtheater

Frauen Vortrag
Veber Empfindungen u. Kartarrh bei Prauen-Krankheiten. Direktion: M. Rienards.

Der Vorſtand. Mittwoch den 27. Sept. 1905:Gäſte willkommen.

yeſho

gibt Wä geheSchneeweſsse

ohne Bleiche.
To haben in alen besseren Gesohàäften.

Siadt Cheuter halen. S. ſWoſhaſſa-fhoaſoſ.

Direktion: Stto Herrmann.

Xöbel- usverkaufwegen Ueberfüllung meines ufl

zu jedem r e hvaren
lüſchſofas,

elongues,
t u. Sylrgg

ows, Tiſch e, Spen BeW tiſche, Nachtſchräüffetts, a 2e.Gan Wohnungs Diprichtungen

staunend billig.

Siegm. Rosenberg
Ceiststr. 21, Treppe.

Zitte genau auf Rr. 21 zu achten

Ar heiter g Radfahr 6rVer ein „Fr iseh auf!“ I. vorneee Shakeſpeare

Döllmitz.
Sonntag den S. Oktober nachmittags 3 Uhr

W I. Stiſtungsſest. V
Der Vorſtand.Hierzu ladet freundlichſt ein

14. Ab.Vor e ntarten giltig. Anfang s Uhr. Kaſſenöffn. 7 Uhr.

Gr e 8 empfiehlt billigſt
Xanonenöfen, dfenrohre

J. Sterunlieht, Alter Markt 11.Cite Spielplan
mit Auftreten

Der Vherheiſſſe Zähmung.

in 4 Akten von
William Shakeſpeare.

Anfang 7 Uhr. Ende 10 Uhr.

Geld-Darlehne, gibt Selbgeber, 5/0,Raten geſtattet ohne unnötige Voraus
Sehneoeweiss B

athenowerſtraße 68. Rückporto.Donnerstag den 25. Sept. 1905. u erstklassiger T

Nur Kurl Kochs Ryvitnn
Nährzwieback Sein

kommt ſeiner Zuſammenſetzung und Komödie in 3 W Wilh. Wolters.
Wirkung nach der Muttermilch gleich,
wirkt ernährend und gedeihlich, macht
alle Verdauungsſtörungen unmöglich; Die Hand a main).

ede daher den Kindern, wenn ſie Mimodrama in 1 Akt.
en ſoſlen, nur

Karl Kochs
Nährzwieback. Direktion: E. M. Mauthuer.

15. Ab.Vorſt. Beamtenkarten giltig.
3. u

3. Male!
werden angenommen.

Räum- u. Möbelfuhren

Philipp, Zenkerſtr. 6.übi. Räumfuhren werden angenommen
und gut ausgef. G- Weinholz, Harz 5.
Räumfuhren jeder Art beſorgt billig

Alb. Akermann, Mühlberg 10.

S ſtell
Dreher und Schlosser

reentt s Naturheilbadl, reſte Vorkaufoſale.
Fernſprecher Nr. 2698.

Zäderlieferant für fast alle Krankenkassen.
an Geöffnet von morgens 8 Uhr bis abends 7 Uhr.

Friedeuſtraße 28.

Herrenſtraße 1. Mittwoch den 27. Sept. abends 85: Salons, Wohnzimmer, 2 für g geſütterte Klotzbeutel ſtellt
Zu haben in ſämtl. Honſumvereinen. u I. Schlafzimmer. 2 rapiornarentavrik a za

Billigſte Bezugsquelle für e Desſrere Delitzſcherſtr. 10.Neues O Ibeater, Wohnnugs-Cinrichtungen! Flotte Kleberinnen

Druckerei, Kronprinzenſtr. 54

chneider ſucht

SchneiderReellſte Bedienung d ute Pockſchneider und 1

x Ab. Drechsler Nachf., Poſtſtr. 21.
Apollo Theater

Direktion: Gustav Poller.

G. frauendorf
ſapeten
in allen Preislagen, Schulstrasse
aparte Neuheiten. 3/4.

Linoleum
ztändiger ERingang von

Nenheiten.

Rester werden zu minimalsten Preisen abgegeben.

Möbelmagazin, geſucht. Rosenbderg, GUnwiderruflich nur noch
Tiſchler, der un ſof

5 (asts otspiel- Abende
nur Rathausstrasse 6. Stube, S er

rlinerenalia- Theaters.
6länzender Erfolg der Novität:

Götterweiber.

Stube, 2 orf b.

zu vermieten. Hau
Mittwoch u. Donnerstag den

Transport frei. T ndorf p. Anm r
Kanarienbähne I. Weidehen 1. Oktober oder i ging
kauft zu höchſten Preiſen am Eventl. auch mit trent

Großes Pracht Ausſtattungsſtück
mit Geſang und Tanz in 3 Akten

von Kren u. Schönfeld.
27. und 28. September im

via im Anfomooiicins
Strickmaschinen

mit Anleitung, auch Auskunft über
empfiehlt die

echinenatrickerei vonW nffersteinm,
Nikolaiſtraßze 6, Sinde hen

empfiehlt i ed Rpelt.
Paul u, Max Drietehen,

r
empſehlen ſich den verehrten ar

Kulante Bedienung. Qualitäten.

ZentralHotel a. x La lmarkt Generalſtreik nd

Muſik von Mar Schmidt. Dochf. thüring. 0 ialdemokratie.Emil Sondermann 6. Musgewürz So Preis 1.20 Mr.
Von Menxietto Roland-Holot.

WMode t.
erweiber-Zarſch.

D Gelegenheitskauf! W

2

Schlafſtelle mit ei wem Bett gew z 2 erten a ben unter
uchhand ung.

Soldaten Kisten,
Schiebekiſten mit e in allen
x Größen. Märkerſtr. 23.

ial endungrſeburgerstr S Wwſithtskarten. in allen ger 7 c Aufträge zur Anfertigung vz

darf a Stempeln und Dauerfarbe Kiſfenhein Pflaumenmus ne nimmt merfu ſ

wohin l. Volkobuchhandinng,ren nimmt noch an Qustav Friedrien, Bärgaſſe Harz ß
Mansfelderſtr. 54 m Markt.

werlag und für die Jnſerate verantwortlich: Auguſt re 7 OHruck der Hoalleſchen Genoſſenſchafts Buchdruckerei (E. G. m. b. H.) Halle a. S

konte Straussfedern Für Vereine und Verbände

Schnellſte Lieferung wird anee



Srilage zum Volksblatt.
Die Skie x des Doſſow ein Paar ſchneidige Lackreitſtiefel im Preiſe von 50——60Die e Zlieſe in Halle Park bei dem Schuhmache

16. Jahr.
Recht abgewehrt. Auch von einer Entlaſſung aus dem Dienſt
kann bis jetzt noch keine Rede ſein, da die höchſtDisziplinarverfahren nicht geſprochen e n

Herry v. Joſon.
gehören nunmehr zum eiſernen rmſtr. Pirl anfertigen. Die geliefertenbei dem Schuhmachermeiſter Pirl anfertigen. Die geliefertenBeſtande unſerer Gerichtschronik, und Jm übriund man ſcheint eifrig beſtrebt Stiefel ſollen etwa 50 Mk. getoſtet haben umd gefi mzu ſein, möglichſt „gutes Material geko en gefielen dem beziehe Herr Kriebel immerfort noch ſeinen Gehalt als Komvorbereiten zu wollen. Dieſer Tage ſagte e u Herrn v. Doſſow ſo gut, daß er ſich entſchloß, dieſe nach der miſſar. Der Angeklagte und ſein Verteidiger bitten recht drin

Feierlichkeit der Stadt gend, den Beweis auf die vorerwähnten Punkte auszudehnen,
damit der Angeklagte darlegen könne, was er mit den Aeuße
rungen gegen v. Doſſow gemeint habe. Das Gericht lehnte
einen diesbezüglichen

öffentlichen Jntereſſe des PolizeiJnſ-Jnſpektors Wlria ſ r vor dem Schöffengericht gegen den Seligeitemſe
Kriebel wegen öffentlicher Beleidigung. Jn einer

W t Schöffengerichtsſitzung klagte
riebel im Priv. Doffow wegen Voleidigung. Herr v. r

weil die Angaben eines Belaſtungszeugen merkwürdigerweiſe
i ausreichten, freigeſprochen. Er ſollte zu einem Ober-
e ner geſagt haben, der Kommiſſar ſei gar nicht Offizier ge

Da es ſei eine Gemeinheit, wenn Kriebel dies behaupte.
a habe es nur bis zum Unteroffizier gebracht, und ſei

ommiſſar geworden, weil er nur eine beſſere allgemeine
Bildung erlangt habe. Jm Intereſſe Kriebels hat der
Staats anwalt bisher noch nicht geklagt, obwohl Kriebel
den Staatsanwalt wiederholt darum erſucht hat. Kriebel er
klärte auch in der Verhandlung, er müſſe ſich darüber ſehr
wundern, daß er immer auf den Privatklageweg verwieſen
worden ſei. Jn dieſem Prozeß klagte nun der Staatsanwalt;
ob er damit der Halleſchen Polizei oder ſpeziell dem Herrn
v. Doſſow einen Dienſt erwieſen hat. Das möchten wir ſtark
bezweifeln. Polizeikommiſſar Kriebel wurde beſchuldigt, in
jener am 6. Juni ſtattgehabten Verhandlung in Beziehung auf

für 10 Mark
abzukaufen. Die vorgeſetzte Behörde war damit natürlich nichteinverſtanden, weil der von dem Herrn v. Doſſow h

Manne, der mehrere Häuſer beſiht angebotene Preis für
die faſt noch neuen Stiefel zu gering war. Man ordnete den
Rückkauf der Stiefel durch den Schuhmacher Pirl an. Dar-
auf wurde ein Schutzmann zu Herrn v. Doſſow in die Woh
nung geſchickt, um die Stiefel zu holen und zunächſt in das
Bureau der Ober-Jnſpektion zu bringen. Von dort wurden
die Stiefel zu Pirl gebracht. Der Schuhmacher war aber nicht
ſchlecht erſtannt und entrüſtete ſich, daß dies die von ihm angefer-
tigten Stiefel ſein ſollten. Um ſeine Behauptung zu beweiſen,
ſagte er dem Schutzmann, daß bei dem erſtmaligen Anziehen
der Lackreitſtiefel durch Herrn v. Doſſow die Naht des einen
Stiefels aufgeriſſen und dann durch einen aufgenähten Rieſter
verdeckt worden ſei. Man ſuchte an den Stiefeln herum und
fand in der Tat auch auf dem betreffenden Stiefel einen ſol
chen Rieſter. Aber was entdeckte man nun Als der Schuh
macher den Rieſter heruntergeriſſen hatte, ſtellte ſich heraus,
daß der Rieſter nicht wie jeder andere aufgenäht ſondern

aufgekleiſtert war,

Beweis ab
und verſucht zunächſt feſtzuſtellen, ob der Angeklagte überhdie Abſicht der Beleidigung gehabt habe. Bezüglich re

Punktes waren Teilnehmer der Verhandlung, in der v. Doſſow
angeklagt war, Amtsgerichtsrat Palor, Aktuar Schäfer, Rechts
anwalt Dr. Purſche und Redakteur Gründler als Zeugen ge
laden. Sämtliche Zeugen können ſich der Ausdrücke Kriebels
nicht mehr genau erinnern, geben jedoch die Möglichkeit zu,
daß Worte, wie ſie in dem Anklagebeſchluß enthalten ſind, ge
fallen ſein können. Die Zeugen wollen aber das Gefühl ge
habt haben, daß Kriebel v. Doſſow nicht beleidigen wollte,
ſondern die Worte nur in der Abwehr gebraucht habe. Der
Vertreter des Nebenklägers richtete an den Zeugen Rechtsan
walt Purſche die Frage, ob er als damaliger Verteidiger nicht
einen Schreck bekommen habe, als Kriebel in der früheren Ver
handlung gegen v. Doſſow zu Felde gezogen ſei. Zeuge er
Lärt, er ſei nicht ſo ſchreckhaft.

Zur Sprache gebracht wird nunmehr, daß die Stiefelgeſchichte

v. Doſſow nicht erweislich wahre Tatſachen behauptet zu haben,
die geeignet ſein ſollten, v. Doſſow herabzuwürdigen, indem
er geſagt habe: Alles, was v. Doſſow hier (im Gericht) undim Disziplinarverfahren gegen mich geſagt hat, duege,

Lügen. Er will mich unſchädlich machen, weil er ſo koloſſal
viel auf dem Kerbholz hat, das mir bekannt iſt. Der Ober
Inſpektor Weydemann will mich für unzurechnungsfähig er
klären, und wird darin von dem v. Doſſow unterſtützt, der
Offizier ſein will. Er hat aber ein Paar Stiefel unterſchlagen
und will Gardeoffizier ſein. Jch wundere mich, daß ſo ein
Menſch noch im Dienſte iſt. Der Angeklagte wurde durch den
Rechtsanwalt Aronſohn verteidigt, und für Herrn v. Doſſow

und unter dem Rieſter nicht eine einzige ſchad hafte
Stelle zu entdecken war. Unter anderm ſoll Herrn von
Doſſows Dienſtmädchen über die hübſche „Verwechſelung“ Aus
kunft geben können. Jedoch wird ſeitens des Angeklagten und
ſeines Verteidigers behauptet, daß für jemanden, der die Lack
reitſtiefel kannte, eine Verwechſelung ausgeſchloſſen ſein müßte,
da die zum Kaiſer-Einzug gelieferten Stiefel ganz neuekalblederne La dſtiefel dagegen die zurückgelieferten

Stiefel un anſehnliche rindslederne Stiefel
waren. Wie die amüſante Stiefelverwechſelung peendet iſt,
darüber wird die Polizeiverwaltung nähere Auskunft geben
können. Jedenfalls hat Herr Pirl nachher „ſeine“ richtigen

dem Bezirksausſchuß, dem Ehrengericht, dem Oberpräſidenten
und ſogar auch dem Miniſter zur Beurteilung vorgelegen habe.
Sämtliche Jnſtanzen hätten ihr Gutachten dahingehend e
geben, daß die Beſchuldigung v. Doſſows, er habe Stiefel
unterſchlagen, unbegründet ſei. Kommiſſar Kriebel be-

nicht genügend aufgeklärt erſchienen ſei, da ſchon im Diszipli
narverfahren vor dem Bezirksausſchuß die Zeugenvernehmung
in der Stiefelſache

abgelehnt worden ſei,
da man dieſen Anklagepunkt habe fallen laſſen. Leute, die bei
der Stiefelſache zugegen geweſen ſind, gloſſieren die Geſchichte

trat Rechtsanwalt Herold als Nebenklä Stiefel zurückgekauft. dahingehend, man hätte ein Vergrößerungsglas haben ſollen,nachgewieſen waren daß griebel e gal Den on Der Angeklagte wollte auch nachweiſen, daß Herr v. Doſſow Wpanter dem ſgetlebeen Rieſter die kalbatederne ſchadhatte

Doſſow will Kriebels Aeußerungen damals ſtenographiſch
niedergeſchrieben haben, und der Angeklagte gibt ſogar die
Möglichkeit zu, daß er die Worte, die in der Anklage enthalten
ſind, geſprochen haben könne. Was er aber damals geſagt
habe, halte er

Punkt für Punkt aufrecht,

t

und er werde in jeder Weiſe für ſeine Behauptung den Wahr-
heitsbeweis erbringen.
v. Doſſow ein Paar Stiefel unterſchlagen habe.

heiten umgegangen ſei.

Insbeſondere halte er aufrecht, daß

t Das Wort„Lüge“ habe er nur ge“raucht, weil v. Doſſow mit Unwahr-
er habe ihn, Kriebel, damals vorge-

worfen, er wolle die Polizei bloßſteller und habe ehrloſe

noch manches andere auf dem Kerbholz habe, und ſich bei Ein
gaben an den Oberbürgermeiſter, Regierungspräſident, an den
Oberpräſidenten und an den Miniſter ungehörig verhalten habe.
Er habe die Amtsverſchwiegenheit verletzt und ſeiner Ehefrau
ſowie deren Freundin, der Gattin des abgedampften Brand
direktors Michel, Dienſtſachen mitgeteilt, die für Frau v. Doſ-
ſow und „Frau Branddirektor“ jedenfalls nicht beſtimmt waren.
Als er eines Tages bei Herrn v. Doſſow telephoniſch an
fragen wollte, wenn er ihn ſprechen möchte, ſei er Ohrenzeuge
eines telephoniſchen Geſprächs zwiſchen Frau Branddirektor
Michel und Frau v. Doſſow geweſen. Lehtere rief der Frau
Michel am Amtstelephon zu: „Jda (nämlich Frau Brand zu ſagen, was er von der Sache wiſſe.

Stelle am rindledernen Stiefel zu finden. Jedenfalls bedürfte
die Sache noch ſehr dringend der Aufklärung.

Bekanntlich hat von Doſſow dem Angeklagten ſrüher
vorgeworfen, er habe ehrlos gehandelt. Der Angeklagte
verlangt nun von dem Zeugen, er möge ſich doch darüber ein
mal äußern, worin denn ſeine Ehrloſigkeit eigentlich beſtehe.
Zeuge v. Doſſow will hierüber die Auskunft ver weigern;
er wird aber von dem Amtsrichter erſucht, ſich hierüber zu
äußern und dann auf Antrag des Verteidigers durch Ge
richtsbeſchluß

gezwungen
Zeuge v. Doſſow er

klärt nun, daß der Kommiſſar Köhler der, nebenbei be-

merkt hierzu, daß den höheren Behörden die Sache jedenfalls

e

hHandlungen begangen, weshalb er aus dem Offiziersſtand aus e S e rig
geſtoßen wäre. Er müſſe ſich ganz entſchieden verbeten, daß n ber frei n x e x be n v e
ihm nachgeredet werde, er ſei aus dem Offiziersſtande ausge nicht lever eiwillig a en Dienſt verzichten wolle.
t r mi l globe, der is ſo frech und geht noch gar nicht mal.n r gau x W Als ein Zeichen großer Rückſichtsloſigkeit gegen Mitbeamte

di ichnet, daß Herr v. DoſſowBeleidigung anſehen, da er dieſen nur in der Abwehr gebraucht wird es von der Vertedigung beze r
habe und dazu provoziert worden ſei, denn auf einen groben in ten gerühmt habe, er hätte es durch
Klotz gehöre ein grober Keil. Zeuge v. Doſſow äußerte ſich ſeine Beziehungen bei der
zunächſt über die angeblich beleidigenden Aeußerungen Kriebels Ordens Kommiſſion
und ſagt, er habe in jener Verhandlung, in der er angeklagt fertig gebracht, daß dem Kriminalinſpektor Bügler und dem
war, nur immer ſachlich geredet. Kommiſſar Goldmann aus Anlaß der Anweſenheit des Kaiſers

Die Verteidigung hatte einen ebenſo intereſſanten wie um keine Orden verliehen ſei. Als Zeugen wurden zu dieſer Sache
fangreichen Beweis angeboten, und es wurde die Behauptung, vorgeſchlagen die Herren Bügler und Goldmann. Lehrer
v. Doſſow habe Stiefel unterſchlagen, immerfort aufrecht er- Krienelke und Kommiſſar Köhler könnten ſich auch darüber
halten. Auch die Disziplingrrichter haben ausdrücklich feſtge äußern, wie ſich aus einem dienſtlichen Anlaß Jnſpektor von
ſtellt, daß Kriebel von der Richtigkeit ſeiner Behauptung über Doſſow und Ober- Inſpektor Weydemann in ſeinem Bureau ge
zeugt war. Es ſollten diesbezüglich die Zeugen Schuhmacher- vrügelt hätten. Dies ſei allerdings nicht in Form eines Duella
meiſter Pirl, hier, Geiſtſtraße, Polizeiwachtmeiſter Meinhardt geſchehen.
und Polizeiſergeant Mohlau geladen werden. Die Stiefel Wie komme ein Mann wie v. Doſſow dazu, ſo meint die
geſchichte iſt ſehr hübſch, und wollen wir uns deshalb der Verteidigung, zu ſagen, Kriebel habe Zeugen beeinflußt und
Mühe unterziehen, ſie etwas ausführlicher zu behandeln. Zum den Prozeß nur angeſtrengt, um Skandal zu machen, und die
Kaiſereinzug mangelte es Herrn v. Doſſow an einem Paar Polizei bloßzuſtellen. Kriebel habe die ſchwerſten Verfehlungen

e

merkt, in der bürgerlichen Preſſe, um ihn vielleicht mehr ſatis-
faktionsfähig erſcheinen zu laſſen, als Leutnant der Landwehr
geſtempelt wird, jedoch nie Offizier war dem Angeklagten
einmal ein paar Ohrfeigen angeboten haben ſoll. Der Ange
klagte habe darauf nicht reagiert, weshalb er, v. Doſſow, als
Mitglied des Offizier-Ehrengerichts die Sache zur Anzeige ge
bracht habe. Dies ſei der Grund, weshalb Angeklagter aus
dem Offizierſtande ausgeſtoßen worden ſei. Kriebels Vertei
diger wirft ſodann die Frage arf, aber meine Herren, iſt denn
das ein

ehrloſes Handeln?
Zeuge v. Doſſow ſagt: „Jawohl,“ und der Richter erklärt

auf weitere Bemerkungen des Zeugen, ſolche Angaben gehör-
ten nicht zur Sache. Der Angeklagte wendet ſich mit aller
Entſchiedenheit gegen die nochmalige Angabe v. Doſſows; von
einem Ausſtoßen aus dem Offizierſtande könne aber keine
Rede ſein, da er, K., immerfort noch den Leutnantstitel führen
dürfe. Jm übrigen ſei der Kommiſſar Köhler, der auch in
Kriebels Verfahren vernommen worden ſei, eine nicht glaub
würdige Perſon. Köhler habe wiederholt mit ſeiner Angabe
zurückgehalten, und ſchließlich unter dem Eide die Behauptung,
er habe ihm, K., Ohrfeigen angeboten, nicht aufrecht erhalten
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repräſentierenden Stiefeln.

Kleines Freuilleton.

Feſtgeſang zum Jenger Varteitag.
Gedichtet von Friedrich Thieme.

J dunklen Schatten rauſchender Cypreſſen
iegt ewig ſtille die Vergangenheit,

Im tiefen Schlund, verſunken, nicht vergeſſen,
Birgt ſie der Menſchheit Schmach und Leid.

Dort klirren bleiche Sklaven init den Ketten,
Aus Folterkammern dringt der Schrei der Qual,
Hier fließt das Blut auf heil'gen Martyrſtätten,

Und Tyrannei herrſcht allzumal!
Vorbei, vorbei
Die Welt wird frei!

Wendet hinweg die erſtarrenden Blicke,
Senkt der Zeit n u Flor,Vorwärts, mutvoll über die Brücke
Stürmt der Zukunft goldenes Tor!

der ſturmbewegten Eichen

d 8 r chDie Finſternis beginnt dem zu weichen,Die ehe ruſt: Menſch, werde hart!
Die Menſchen fordern e ihre Rechte,
Der Tag der Wiſſenſchaft richt flammend an
Schon weicht der Feind, es

ind auferſteht der freie Mann!
arrt aus, harrt aus!

Morſch fällt das Haus!
Mögen die Trümmer manch' Edlen begraben,
Kühnlich dringen die Tapfern vor,
Vorwäris, den Sieg, wir müſſen iStürmt der Zutunſt goldenes Tor

Wo auf den Bergen hoch die Tannen ragen,Erglä im Sonenrot der Zukunft Burg;
Die Pforte öffnet ſich dem edlen Wagen,

Die Wenn jubelnd geht indurch!
Vorbei der Streit, in ſtiller Arbeit Frieden

Jm ſtolzen Hain
Gigantiſch kämp

haben,

Die Stadtkaſſe, damalige Bewilli-
gungskommiſſion, griff in die Taſche und ließ für Herrn von

ſchmilgt die Zahl der Knechte,

begangen und ſei wegen ehrloſer Handlungen aus dem Offizier-
ſtande ausgeſtoßen worden. Dieſe Angriffe hat Kriebel mit

Enthüllt ſich uns der Liebe ſchönes Land,
Vereinigt wirken, die ſo lang geſchieden,

Jn trautem Glücke, Hand in Hand!
Vorbei, vorbeil
Die Welt iſt frei!

Jauchzend begrüßt Jhr die leuchtende Höhe,
greß der Lerchen jubelnden Chor,

orwärts, ſchon winket Walhallas Nähe,
Stürmt der Zukunft goldenes Torl!

Unſer Kronprinz! Einer von den eiten Oelſern“ hat
es im Ueberſchwang ſeiner Loyalität fertig gebracht, den
Kronprinzen in ſeinem Geſchäftsbetrieb nuſbringend zu ver
werten. In der zu Oels erſcheinenden Lokomotive an
Peca Oder veröffentlicht Oskar Aßmann nachſtehendes Jn-
erat:

Unſer Kronprinz!
hergeſtellt aus den edelſten deutſchen
Tabaken, mit und ohne Mundftück.
Keine Ausſtattung, nur Qualität!
Alleinverkauf für Oels und Umgegend:

Oskar Aßmann,
früher Fröhmer,

Breslauerſtraße Nr. 25.

Die Berliner Zeit am Montag benützt das Jnſerat
u einer Plauderei, worin es u. g. heißt: „Unſer Kronprinz
iſt alſo, wie der Vermerk über ſeine Herſtellung und Zu
ſammenſetzung ergibt, etwas Rauchbares. Zunächſt denkt man
an eine beſonders empfehlenswerte Zigarre. Wenn man dann
weiter lieſt und erfährt, daß dieſe Marke mit und ohne Mund-
ſtück angefertigt wird, kommt man dahinter, daß nur eine
gar gemeint ſein kann. Eine Zigarette alſo aus deut
chen Tabaken

Herr Oskar Aßmann in Oels wird ſchon wiſſen, wie er es
anzufangen hat, um aus ſeinem Patriotismus“ auch einen
kleinen geſcha lichen Nutzen zu ziehhn. Daß er gegen dienatürlichen Geſehe der Prinzenerzeug iemlich gröblich inſo
fern verſtößt, als dieſe Herrſchaften ſelbſt höchſt ſelten m
lich aus einheimiſchen IJngredenzien hergeſtellt werden,

können. Als er durch dritte Perſonen von der Rederei Köhlers

ihm offenbar keine Sorge. Von den getreuen Oelſern wird
die Marke „Unſer Kronprinz“ ſicher gekauft und was 8
mehr iſt auch geraucht werden, und es wird ſchwerli
jemand den Mut haben, öffentlich zu behaupten, daß dieſer
„Unſer Kronprinz“ ein ganz erbärmliches Produkt aus dem
weltberühmten Hauſe der Stinkadores f. Schon mit Rück
ſicht auf die übertriebene Feinfühligkeit des Staatsanwalts
wird man ſich vor ſpeger d ſebr in acht nehmen,
da es deſſen juriſtiſcher Spitz anſonſten leicht ge
lingen könnte, eine derartige Kritik als Unterlage für ein

un auf Grund des s 97 R.St.-G. zu ver
werten.Es iſt alſo nicht ganz ungefährlich, über die Zigaretten
„Unſer Kronprinz“ ſich irgendwie gutachtlich zu äußern.
eine aber werde ich doch wohl gen dürfen: nämlich daß ich,
alls ich ſchon einmal verurteilt werden ſollte, mit dieſer
tarke mi 55 zu befreunden, die Sorte ohne Mundſt

der mit Mundſtück auf alle Fälle vorziehen würde. Jch habe
als Gelegenheitsraucher von Zigaretten die Wahrnehmung ge
macht, daß den Fabrikaten ohne Mundſtück in der Regel der
Vorzug vor denen mit Mundſtück zu wen iſt. Beſonders die
mit übernormal entwickeltem Mundſtück ſind mir ſchon de e
S 8 en biß n ülſe, das bei ihnen übrig
leibt, nichts rechtes mehr drinſteckt.Daß die ne dche Sueneh ſich die Populaviſierung des

Kronprinzen angelegen ſein läßt, iſt durchaus begreiflich in
einer Zeit, die uns nach dem Bismarck-Hering und dem
Hohenkohe-Kindermehl den BülowWeizen r hat. Die
Berühmtheit beſteht in Deutſchland überhaupt darin, daß irgend
ein vollstümlicher Bedarfsartikel nach einem Menſchen be
nannt wird. So lange nicht mindeſtens ein Jnſektenpulver
ſeinen Namen in irgend einer Verbindung a der Verpackun
aufweiſt, kann kein deutſcher Staatsmann, kein Dichter
Denker von ſich behaupten, daß er berühmt ſei.
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Kenntnis bekoimnen habe, ſel er damals v. Doſſol de
gangen und habe dieſen gebeten, er möchte reruoe die Sache
zu ſchlichten. Was habe aber der Jnſpektor v. ſſow etan?
Er habe einfach bei dem Ehrengericht eine vordatierte r
eingereicht, um ſein Feingefühl zu zeigen. Eine recht amü-
ſt Geſchichte ſpielte ſich ab, als Kriebels Verteidiger zu er
orſchen verſuchte, wer denn eigentlich der Verfoſſer des Be

richts im Generalanzeiger über die Verhandlung vom
6. Juni, Kriebel wider v. Doſſew, ſei. Die Staatsanwalts
Wage baſiert mit auf die Aeußerungen Kriebels, die im Ver-
handlungsbericht des GeneralAnzeigers ſcheinbar wörtlich
wiedergegeben ſind. Angeklagter und Verteidiger vermuten,
daß v. Doſſow den Verhandlungsbericht ſelbſt abgefaßt hat.
Dies würde ja die ſo viel geprieſene Unparteilichkeit und Ob-
jektivität des Amtsblattes nicht weiter erniedrigen, ſondern
nur noch ein Beweis für unſere früheren Behauptungen ſein,
bezüglich der Stellungnahme des GeneralAnzeigers gegenüber
den Behörden. Auf Befragen des Verteidigers, wie Herr von
Doſſow zu dem Verhandlungsbericht des Generab-Anzeigers
ſtehe, entgegnet Herr v. Doſſow das man ihm allerdings
etwas ſchwer gefallen ſein „ein Herr oder ein Redakteur
des General Anzeigers iſt wohl bei mir geweſen und
hat mich um

einige Unterlagen
zu dem Prozeßbericht gebeten. Da iſt mir wohl der Be
richt dann vorgelegt und dann ſind wohl kleine Korrekturen
vorgenommen worden. Demnach ſcheint Herr v. Doſſow,
wenn auch nur ein klein wenig, an den Unterlagen mitge-
arbeitet zu haben, die den Stoff zu der Anklage gegen Krie
bel geliefert haben.

Der Staatsanwalt erachtete gröbliche Beleidi-
gungen als vorliegend und beantragte gegen den Ange
klagten eine Geldſtrafe von 300 Mk. ev. entſprechender Frei-
heitsſtrafe. Herrn v. Doſſows Nebenkläger ſchloß ſich dem
Stagtsanwalt an und verlangte ebenfalls ein hohes Straf-
maß für Kriebel. Der Verteidiger war allerdings anderer
Anſicht und beantragte Kriebels Freiſprechung. Die Beweis-
aufnahme habe ergeben, daß von einer Abſicht der Beleidi-
gung überhaupt keine Rede ſein könne. Höchſtens könne man
eine wechſelſeitige Beleidigung als vorliegend annehmen
dann müßte aber mit Rückſicht auf die verletzenden Aeuße-
rungen des Herrn v. Doſſow Kompenſation erfolgen. Nach
der Ablehnung der Beweisanträge ſei die Freiſprechung aber
auf jeden Fall geboten. Der Angellagte ſchloß ſich dem An-
trage ſeines Verteidiger an und erklärte nochmals, daß er
beſonders gern den Wahrheitsbeweis bezüglich der

Lackreitſtiefel
angetreten hätte. Ohne Zweifel bedürfe die Sache noch der
Aufklärung, denn er habe wiederholt gewünſcht, man möge
ihn wegen der Sache anklagen. Jm übrigen ſei die ganze
Hetze gegen ihn nach dem Kaiſereinzuge entſtanden. Der
Kommiſſar Köhler, der es bis zum Unteroffizier gebracht hatte,
wollte gern Leutnant werden; er wollte beſonders zum Kaiſer
einzug gern Vorreiter ſpielen. Dies gelang ihm nicht in der
Weiſe, wie er es wünſchte und deshalb entſtand die bekannte
Ohrfeigengeſchichte. Das Gericht kam auf Grund der ein-
wandfreien Ausſagen der Zeugen, die bekundet haben, daß
der Angeklagte die ihm zur Laſt gelegten Aeußerungen nur
in der Abwehr gebraucht habe, zur koſtenloſen

Freiſprechung Kriebels
Jn der gegebenen Urteilsbegründung hieß es, der Angeklagte
könne ſich höchſtens im Ausdruck vergriffen haben; er ſei aber
in der Abwehr nicht über die Grenzen des Erlaubten hinaus
gegangen und die Abſicht der Beleidigung fehle.
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Das Urteil iſt, juriſtiſch genommen, unanfechtbar. Jmmer-
hin bedarf aber die Sache, die die Grundlage zur Anklage
gab, der dringendſten Aufllärung. Vielleicht ergreiſt der Staats
anwalt hierzu die Jnitiative und legt gegen das erſte Urteil
Berufung ein, um Herrn v. Doſſow Gelegenheit zu geben,
über die jedenfalls etwas -angrig riechende Lackreiſſtiefel-Ge
ſchichte mehr Aufklärung zu geben. Jm übrigen iſt ja auch
Herrn v. Doſſow als Nebenkläger Gelegenheit geboten, gegen
das erſte Urteil Berufung einzulegen und ſich nach jeder Rich-
tung hin zu reinigen. Es wäre unerhört, wenn ein Mann,
der in ſtädtiſchen Dienſten ſteht und ein ganz nettes Gehalt
bezieht, auf ein Paar Lackreiiſtiefel ſo verſeſſen ſein ſollte.
Allerdings ein etwas ſehr ſtarkes Stück iſt es ſchon, um
keinen anderen Ausdruck zu gebrauchen daß die Stadtkaſſe
dem Manne zum Kaiſereinzug die Lackſtiefeln liefern mußte
und noch etwas ſtärkerer Tabak iſt es, daß Herr v. Doſſow,
ein ſchwerreicher Mann, den Mut beſaß, der Stadt die Stiefel,
die etwa 50 Mark gekoſtet haben ſollen, für 10 Mark abkaufen
wollte. Ueber die Rieſtergeſchichte mag vorläufig des Sängers
Höflichkeit ſchweigen. Vielleicht bietet ſich noch einmal Ge-
legenheit, die Rechnungen zur Kaiſerfeier einzuſehen. Nicht
zweifelhaft dürfte es ſein, daß Herr v. Doſſow auch Dienſt-
aufwandgelder bezieht. Was ſoll das „Volk“ zu dem Patrio-
tismus und Feingefühl jener Herren ſagen, wenn ſie ſich zu
ſolchen Feierbichkeiten, bei denen bekanntlich für das Knopf
ioch etwas abfallen könnte, auch noch die Stiefel liefern
laſſen. Wie muß dabei den armen „Kriegervereinskameraden“,
die ſich zum Spalierbilden eine ſogenannte „Eſſe“ oder eine

warze „Kluft“ gepumpt haben und aus einem entlegenen
rte auf eigene Koſten hierher gereiſt ſind, bei ſolchen Ent

hüllungen zu Mute ſein Sollen zukünftig vielleicht die Ge
meinden mit ihren Kaſſen angehalten werden, bei künftigen
Feierlichkeiten, Zylinder Frack, Gehrock, Rindlederſtiefel und
Binde gratis zu liefern. Das wäre eine ganz neue und herr-
liche Perſpektive, die ſich uns vaterlandsloſen Geſellen da er-
öffnen könnte. Jn der Stadt der Gemeinwohlpolitik und der
Polizeiſtandale iſt aber noch vieles möglich. Vielleicht findet
Kch ein Feuilletoniſt, der die Stiefel des Herrn v. Doſſow
„bearbeitet“ wie W. Alexis die Hoſen des Herrn v. Bredow.

Halle und Saalkreis.
Halle, 26. September.

Achtung, Parteigenoſſen.
Die anfänglich für Donnerstag, den 28. September, an

geregte Verſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins
in Giebichenſtein findet Umſtände halber erſt am darauf-
folgenden Donnerstag, alſo am 5. Oktober, ſtatt.

Aus dem Stadtverordnetenſaale.
Auf höher als 44 ſtieg auch geſtern nicht die Zahl der an

weſenden Stadtverordneten, ſo daß nur zwei Drittel des 66
Mitglieder umfaſſenden Kollegiums an den Beſchlüſſen teil-
nahmen. Die 15 Punkte enthaltende Tagesordnung war kurz
nach 48 Uhr aufgearbeitet. Neun der Beratungs- Gegenſtände
entfefſelten keine Debatie ſondern wurden ohne weiteres nach
den Kommiſſionsvorſchlägen angenommen; drei Vorlagen
wurden an den Magiſtrat zurückverwieſen. Das geſchah mit
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We Beendigung der Auktionder Vortäde baſteſe Errivtng ainer Sccginge, gar eenaeoen a u L
ſtelle, mit der Erbauung einer Bedürfnis anſtalt nebſt Warke
halle, Kaffeehalle und öffentlicher Fernſprechſtelle auf
Riebeckplate und mit der Vorlage betreffs Ausbaues der
Straße D zwiſchen Pfännerhöhe und Bernhardyſtraße nebſt
Verlängerung bis zur Streiberſtraße. Auch die Vorlage über
der zwiſchen Pfännerhöhe und Bernhardyſtraße parallel laufen
den Straße A wurde dem Magiſtrat zurückgegeben.

Zwecks Errichtung einer SäuglingsFürſorgeſtelle forderte
der Magiſtrat 3000 Mk. Die Finanzkommiſſion hatte mit 6
gegen 3 Stimmen die Forderung abgelehnt. Für Bewilligung
der Summe traten geſtern ein die Stadtv. Engelcke, Thiele,
Steckner, Dr. Rammelt und die Stadträte D. Puſch, Dr. Tepel-
mann und Oberbürgermeiſter Staude; gegen dieſelbe ſprachen
die Stadtv. Grote und Gygas. Schließlich wurde die Magi-
ſtratsvorlage zwar mit 26 gegen 18 Stimmen abgelehnt, aber
der Antrag Thiele, welcher den Magiſtrat um Auwarbeitung
einer neuen Vorlage erſuchte, mit 25 gegen 19 Stimmen an-
genommen. Die Neumärker ſtimmten geſchloſſen gegen die
Magiſtratsvorlage und auch faſt vollzählig gegen den Antrag
Thiele.

Gegen die Richtigkeit der Stadtverordneten-Wählerliſte waren
57 Einſprüche erhoben worden. 40 dieſer Einſprüche gründe-
ten ſich darauf, daß die Betreſſenden zu Unrecht als Schlaf-
burſchen angeſehen worden waren. Bis auf drei wurden dieſe
40 Proteſte für berechtigt erklärt, ſo daß die Erheber des
Einſpruchs nachträglich in die Wählerliſte aufgenommen wer-
den müſſen. Ein „ſelbſtändiger Haushalt“, den die Städteord-
nung als eine der Vorausſetzungen für die Wahlberechtigung
anführt, wurde ſtets als vorhanden angenommen, wenn der
Mieter das Recht hat, zu ſeinem Wohnraume fremden Per-
ſonen den Zutritt zu verwehren und wenn er Wohnungsmiete
zahlt. Wieviel dieſe Miete beträgt, iſt nebenſächlich. Dagegen
wurde einem ſonſt Wahlberechtigten die Aufnahme in die
Wählerliſte verſagt, weil er mit Mutter und Bruder eine von
der Mutter gemietete Wohnung teilt, und an die Mutter zwar
Koſtgeld, aber keine Wohnungsmiete bezahlt.

Acht weitere Einſprüche gründeten ſich darauf, daß die Be-
treſſenden nicht Preußen ſein ſollten. Sofern durch Beibrin-
gung eines Geburtsſcheins des Vaters nachgewieſen werden
konnte, daß der Vater in Preußen geboren worden iſt, wurde
den Einſpruch-Erhebern das Wahlrecht zuerkannt, auch wenn
ſie in einem andern deutſchen Bundesſtaate geboren worden
waren. Geborene Ausländer wurden dann für wahlberech
tigt anerkannt, wenn ſie bis zum Schluß der Auslegung der
Wählerliſte, alſo bis zum 15. Sept., die preußiſche Staats
angehörigkeit erlangt hatten.

Prinzipiell von großer Bedeutung war der mit etwa 25
gegen 17 Stimmen gefaßte Beſchluß, daß das zur Wahlbe-
rechtigung erforderliche Alter von 24 Jahren nicht bis zur
Auslegung der Wählerliſte ſondern bis zur Wahl erreicht
ſein muß. Ziemlich heiß tobte der Kampf, ehe dieſer Be-
n gegen die Meinung des Referenten angenommen wurde.
wurde.

Jn der nur kurze Zeit währenden geſchloſſenen Sitzung
wurde Stadtv. Klopffleiſch als Mitglied in den Hoſpitalvor-
ſtond gewählt, Herr Koppſicker als Bureau-Aſſiſtent angeſtellt,
einem Ehepaar ein Geſchenk von 50 Mk. zur goldnen Hoch-
zeit genehmigt, ein neuer Armenpfleger ſür den 13. Bezirk er
nannt und einem Oberlehrer die Entſchädigung der Umzugs-
koſten bewilligt. Bei Wahl eines Armenpflegers äußerte Ge-
noſſe Thiele den Wunſch, daß die Herren rein objektiv bei
Zuerkennung der Untlerſtützungen ſein ſollen, nicht aber die
politiſche Parteirichtung der Armen in Betracht ziehen dürfen.

Die Sänglingsſterblichkeit in Halle
überſchritt in der Woche vom 3. bis 9. September mit 12.0 pro
Jahr und Tauſend der Lebenden in Halle beträchtlich den
jetzigen großſtädtiſchen Durchſchnitt. Wir haben wiederholt
darauf hingewieſen, daß in wenigen Städten des Reiches die
Kinderſterblichkeit andauernd den Umfang hat als in Halle.
Erſt geſtern wurde dieſe Frage in der Stadtverordneten Ver
ſammlung angeſchnitten. Trotzdem von unſerem Genoſſen
Thiele auf dieſe Tatſache hingewieſen worden war, konnte man
ſich nicht entſchließen, wie aus dem Sitzungsberichte zu erſehen,
die geringe Summe zur Bekämpfung der Säuglingsſterblichkeit
zu bewilligen. Hoffentlich kommt mit der neuen Vorlage
wenigſtens etwas zuſtande.

Auch die allgemeine Sterblichkeitsziffer in Halle
iſt eine ſehr hohe. Jn der genannten Woche ſtarben pro Jahr
und Tauſend berechnet 25,1 von tauſend Lebenden. Nur in
Poſen und Breslau iſt die Ziffer um wenig höher. Ein ernſter
Fingerzeig trotz der angeblichen Muſtergültigkeit der ſanitären
Einrichtungen

Die hieſigen Droſchkenkutſcher
waren zur Verbeſſerung ihrer Lage in eine Lohnbewegung einetreten. Dbwohl nicht organiſiert, hatten ſie an die Fuhr-

nternehmer folgende Forderung eingereicht:
Die unterzeichneten Droſchkenkutſcher der Stadt Halle a. S

richten die Bitte an die Herren Droſchkenbeſitzer, wegen Neu-
regulierung der Lohnverhältniſſe mit Jhnen in Verbindung
u treten, da die Kutſcher ſeit Einfü rung der Taxameter
ich in ihren Einkommen geſchädigt fühlen, während die Herren
Beſitzer Vorteil haben.

Die Forderungen der Unterzeichneten ſind folgende
1. 1.50 M. pro Tag Lohn und Beibehaltung der

18 Proz.
2. Abſchaffung der Kleidergelder.
3. Gewährung eines freien Tages im Monat ohne Lohn

abzug.
Die Unterzeichneten hoffen, daß die Herren Beſitzer dieſer

Forderung wohlwollend gegenüberſtehen und dieſelben be
willigen werden. Die Unterzeichneten laden daher die Herren
zum 14. ds. Mts. abends zwiſchen 9--10 Uhr nach Reſtau
rant „Zum Terxameter“ ein, um mit unſeren Vertreter die
Sache zu regeln.

Hochachung e
ämtliche Droſchkenkutſcher.

Daß die Unternehmer dies Schreiben einfach ignorierten, be
darf keiner beſonderen Erwähnung. Ohne Organiſation iſt
eben nichts zu erreichen. Wie ſchon vor einigen Tagen mit-
geteilt, haben die Droſchkenkutſcher dies auch jetzt eingeſehen
an e dem Handels und Transportarbeiter Verbande ange

oſſen.

Entſchieden Pech
t der Fiskus mit ſeinen Lebens und FuttermittelAuktionen.

ur Verpachtung der diesjährigen Grummetnutzung der
in das Eigentum der Stadtgemeinde übergegangenen, bisher
domänen ſiskaliſchen Wieſen an der Talſtraße ſtand am Sonn-
abend im ſtädtiſchen Bureau für Grundeigentum ein Termin
an. Erſchienen war aber dazu niemand. Freiwillig waren
10 M. geboten, doch wurde dieſes Gebot, weil zu niedrig, ab
gelehnt. So weit ließe man ſich die Geſchichte noch gefallen,
aber die ganze Sache hat eine recht tragikomiſche Wendung

ſtand ntet. mit den GrummetFragmenten nun
nicht mehr viel anzufangen war und ſich aus dieſem Grundeeine neue Aukubn nicht lohnt, muß der Fiskus diesmal

mit langer Paſe abziehen. So viel Pech kann auch nur eine
Geſellſchaft haben, die von höheren Mächten verflucht iſt.

Menſchenfleiſch nach Südweſtafrika geſucht.
Nachſchub folgt 2 Nachſchub. Jetzt, nachdem die Reſerviſten

entlaſſen ſind, glaubt man wieder einen Fang machen zu
können. d allen bürgerlichen Blättern ertönt wieder der
Ruf nach Menſchenfleiſch:

Mannſchaften des Beurlaubtenſtandes aller Vafter. welche
um Eintritt in die Schutztruppe für Südweſtafrika bereit
ind können ſich bis zum 21. Oktober jeden Mittwoch und
Sonnabend, vormittags 8 Uhr, beim Bezirkskommando,
Deſſauerſtraße Nr. 69, melden. den, daß ſH o

Es braucht nicht in Zweifel gezogen werden, da no
Menſchen genug finden werden, die ſich J höheren Ehre
unſerer herrlichen Kolonialpolitik von den Wilden abſchlachten
laſſen.

Eozialpolitiſcher Kurſus.
morgigen Mittwoch der Diskuſſionsabend ausfallen.
nächſte Sitzung iſt alſo am 4. Oktober.

Riſiko der Arbeit. Aus dem Betriebe von A. L. G. Dehne,
ArmaturenAbt., mußte am Montag der Dreher Sauer mittelſt
Droſchke abgeholt und in ſeine Wohnung transvportiert werden.
S. hatte beim Hantieren von Gußſtücken ſich ſchwere innere Ver
letzungen zugezogen.

Zu dem Selbſtmord der beiden Berkäuferinnen. Die
beiden Mädchen, welche am Freitag nachmittag in ſelbſtmörde-
riſcher Abſicht in die Wilde Saale ſind geſtern mittag
gegen 124 Uhr unterhalb der Weinbergbrücke gelandet worden.
Der Vater eines der beiden Mädchen hatte die Leichen mit ge
ſucht. Die Mädchen, welche wegen einer Bagatelle in den Tod
gegangen ſind, waren mit einer Schnur zuſammengebunden.

Folgende Warnung vor dem Gebrauche von Sandens
elektriſchem Gürtel Herkules erläßt das ſächſiſche Landesmedi-
inalkollegium: „Seit einiger Zeit wird ſeitens einer Geſellhaft der Sanden Electric Belt Compagnie, Rue de la Pairx 16,

Paris, eine lebhafte Reklame für einen als Univerſalheilmittel
Krankheiten, wie Rheumatismus, Dyspepſie, Melancholie,

allenſucht, Verſtopfung, Nieren und Blaſenkrankheiten, Schlag-
flüſſe, Frauenleiden und namentlich auch gegen ſexuelle Krank
heitszuſtände, Pollutionen, Jmpotenz u. ſ. w. angeprieſenen
elektriſchen Gürtel Herkules betrieben. Die Preiſe für dieſen
Apparat ſind je nach ſeiner angeblichen Stärke 40 400 M.
Unterſuchungen haben ergeben daß derartige elektriſche Gürtel
nur äußerſt ſchwache und inkonſtante galvaniſche Ströme zu er
zeugen vermögen, welche für Heilzwecke wertlos ſind. s iſt
daher vor dem Ankaufe des elektriſchen Gürtels Herkules zu
warnen.“

Während des Gewitters, welches ſich geſtern nachmitta
zwiſchen 5 und 6 Uhr entlud, ſchlug der Blitz in die Metall
warenfabrik von Mechel u. Co. in der Ludwig Wuchererſtraße
ein und zerſtörte den Ankermotor der elektriſchen Anlage.
Weiterer Schaden iſt nicht angerichtet.

Geſtorben ſind im Laufe der vergangenen Woche in
Halle Süd 50 Perſonen, darunter 9 Ortsfremde, und
zwar an Brechdurchfall 3, ſchwerer Verbrennung 1, Darm-

Lebensſchwäche 5, innerer Verblutung 1, Athero-
matoſe 1, Darmkatarrh 7, Kindbettfieber 1, Gallenſteinleiden 2,
Empyema thoracis 1. Lungenentzündung 2, Dickdarmkrebs 1,
Krebsgeſchwulſt am Rücken 1, Blinddarmentzündung 1, Maſt-
darmkrebs 1, Magenkrebs 2, Schlaganfall 1, Lungentuberku
loſe 3, Herzfehler 1, Selbſtmord 1. Herzklappenfetzier 1,
Mammacareinom 1, Unterleibskrebs 1, Schenkelbruch 1, Leiſten
bruch 1, Lungenemphyſem 1, Bronchopneumonie 1, Mediaſtinal
tumor 1, Hirnhautentzündung 1; dazu 4 Totgeburten.

Jn Halle-Nord verſtarben in der vergangenen Woche
15 Perſonen, darunter 1 Ortsfremder, und zwar an Leber-
und Magenkrebs 1, Abzehrung 1, Progreſſiver Paralyſe 1,
Icterus neonatarium 1, Herzſchlag 1, Herzklappenfehler 1,
Darmkatarrh 2, Magendarmkatarrh 1, Lungen- und Darm-
tuberkuloſe 1, Lungentuberkuloſe 1, Scharlach 1, Diabetis 1,
wialse i Pdes durch Erhängen 1, infolge Verbrühung (Un
glücksfall) 1.

Aus dem Bureau des Neuen Theaters. Mittwoch
findet die erſte Vorſtellung in dem Novitäten- Abonnements
Zyklus ſtatt und gelangt dabei zum erſten Male Ludwig Fuldas
neueſtes Werk, das vieraktige Schauſpiel Maskerade zur
Aufführung. Nochmals wird beſonders darauf aufmerkſam ge
macht, daß der Vorverkauf der Abonnementsbilletts zu dieſem
NovitätenZyklus, der bei faſt um ein Drittel ermäßigten Preiſen
der Plätze ſieben intereſſante Novitäten bringt, am Mittwoch
nachmittag 4 Uhr geſchloſſen wird. Von Mittwoch abend 8 Uhr
an gelten die üblichen Kaſſenpreiſe. Die nächſte Aufführung
vom Blinden Paſſagier findet Donnerstag, den 28. ds.,
ſtatt. Jn Vorbereitung: Ein überaus luſtiger Schwank: Wo
iſt Durand? (Cache-cache).

Aus dem Bureau des Stadt Theaters.
Mittwoch, iſt die erſte Vorſtell g im Sonder

l a. x angeſetzt. Um den Jnhabern der
Karten für den Zyklus die Gewähr zu geben, daß ſie in den
Beſitz der beſten vorhandenen Plätze gelangen, erfolgt der Um
tauſch gegen Tagesbilletts d immer einen Tag vorher an
der Theaterkaſſe. Als erſte Vorſtellung iſt das Luſtſpiel Die
bezähmte iderſpenſti S angeſetzt ſelbſtverſtändlich gilt
auch das Abonnement des 2. Viertels; ebenſo werden Beamten-
karten umgetauſcht. Die nächſte Novität des Stadt Theaters
wird das vielbeſprochene Schauſpiel Die Brüder von
St. Bernhard von ſeſerx ſein. Am 21. Oktober findet
das Gaſtſpiel des Profeſſors Ernſt Ritter von Poſſart ſtatt.
Am Donnerstag wird der Schwank Sein Alibi und das
Mimodrama Die Hand wiederholt.

Beeſen, 25. September. (Eig. Ber) Ein Streit mit
dem Hauswirt führte dahin, daß der We Karl
Schmidt und deſſen Sohn, der Fabrikarbeiter KarlSchmidt von hier vom Halleſchen Schöffengericht wegen ge
meinſchaftlichen Hausfriedensbruchs und Körperverletzung zu je
2 Wochen Gefängnis verurteilt wurden. Gegen dieſes Urteil
legten ſie bei dem W t Halle Berufung ein. Die An-
geklagten waren am 26. März in die Behauſung des Zimmer-
manns Voigtländer in Ammendorf gekommen und hatten dort
Streit begonnen. Schmidts wohnten früher bei Voigtländers
und letzterer hatte verſucht, als er ſeine früheren Mieter
kommen jſah, die Tür zu verriegeln. Beide Angeklagte drangen
aber trotzdem ein und ſollen dem Voigtländer mehrere Fauſt
ſchläge verſetzt haben. Sie beſtritten dies aber. Ein Zeuge,
Holzweißig, der damals bei Schmidts mit räumen half, brachte
die Streitenden ſchließlich auseinander. Voigtländer ſoll bei
dem Streit mit einem Stocke aus dem Zimmer heraus in den
Flur geſchlagen haben. Das Berufungsgericht hob das erſte
Urteil auf und ermäßigte die Strafen auf je 30 Mk. ev.
6 Tagen Gefängnis.

Aus den Nachbarkreiſen.
Die Sturmvögel fliegen!

Nach dem gewaltigen Ringen der 200 000 Ruhrkohlenberg-
leute ſind kaum einige Monate ins Land gegangen und ſchon

Umſtände halber muß am
Die

ür morgen,
bonnement

I mehren ſich die Anzeichen dafür, daß über kurz oder lang der



re pannte Bogen zum Reißen kommen mußken Jnduſtrie, beſond enmarkt
n n t We dem Eiſenmarkie, eine

e zu Feierſchichten! Es ſſt dies da ein weInduſtrie eine kräftige Lohn r r
ſchaften der Steinkohlenbergleute allein
100 000 Mann vermehrt worden.
geſamte deutſche
311 233 Mann, während im Jahre 1904 d

eren 477 937 be-ſchäftigt waren. Wie die Konzentration des Kapitals r Vetg-
bau unter dieſen Verhältniſſen rieſenhafte Fortſchritte gemacht
hat, mag der Umſtand beweiſen, daß die Zahl der Betriebe

Durch eine beſſere Ausnützung der mit allen Errungenſchaftender Technik ausgeſtatteten neuen Schachtanlagen en
ein raffiniert ausgeklügeltes Akkordſyſtem gelang es überdiens,
das Förderquantum ganz erheblich zu ſteigern. Jn der Jahres-
leiſtung des einzelnen Mannes kommt dies aber durchaus nicht
zum Ausdruck. Während in den Jahren 1895--1900 die
Fördermenge auf den einzelnen berechnet 270—278 Tonnen
Jahresleiſtung betrug, iſt ſie in den lehten Jahren auf 244 bis
251 Tonnen gefallen! Wenn wir nun oben anführten, daß
die fortgeſchrittene Technik und das famoſe Akkordſyſtem die
Förderungsziſſer nach oben treiben mußte und die Statiſtik
zeigt uns, daß die Arbeitsleiſtung total berechnet ge
fallen iſt, wäre man verſucht, anzunehmen, daß es am guten
Willen der Belegſchaften, mehr zu fördern, gefehlt habe. Dem
iſt jedoch nicht ſo. Jm Jahre 1904 betrug nämlich die Zahl
der verfahrenen Schichten auf die einzelnen Reviere verteilt
280--304. Die geringſte Ziffer weiſt das Ruhrrevier auf. Jn
den anderen voraufgehenden Jahren betrug die verfahrene
Schichtzahl aber bis 320. Daraus iſt der Umfang der einge-
legten Feierſchichten im vergangenen Auguſt deren wieder
zwei zu erſehen. Die ſcheinbar geringere Jahresleiſtung iſt
auch weiterhin die Folge einer charakteriſtiſchen Verſchiebung
der Produktion in den Steinkohlenwerken. Die Geſellſchaften
ſind immer mehr und mehr dazu übergegangen, aus der ge-
wonnenen Rohkohle Koks und Briketts zu fabrizieren. Neben
produkte der Koksfabrikation ſind dann Teer und verſchiedene
Chemikalien. Ja ſogar Ziegelſteine und Zement wird heute
auf den Gruben nebenbei fabriziert. Durch alle dieſe Um-
ſtände iſt nun die Zahl der Uebertags arbeiter be-
ſtändig gewachſen. Von den 477 937 im Jahre 1904 im Stein-
kohlenbergbau beſchäftigten Leuten waren nur 339 676 un ker
Tage beſchäftigt; über Tage alſo zirka 140 000. Die Statiſtik
wirft nun alles, ob über oder unter Tage beſchäftigt, in einen
Topf und ſo erklärt ſich die ſcheinbar geringere Jahresdurch-
ſchnittsleiſtung des einzelnen Bergarbeiters.

Wie die Dinge heute liegen, iſt es eine pure Unmöglichkeit
für das Kohlenſyndikat, die Schächte bis zur Grenze ihrer
Leiſtungsfähigkeit auszunutzen. Trotz der relgtiv guten Ge-
ſchäftslage in der geſamten Jnduſtrie. Auch wenn der Win-
ter den Abſatz in Hausbrandkohle günſtig beeinflußt. Die
Erregung in Bergarbeiterkreiſen iſt ſchon durch die Einlegung
der vielen Feierſchichten wachgerufen. Dazu kommt die neuer-
dings wieder geübte Praxis des Gedingeabreißens! Monats
löhne von 55—-70 Mark für Hauer ſind wieder keine Selten
heit mehr. Dazu kommt das Nullen. Wenn je eine Maß-
nahme kritiſiert und allgemein im Parlament, Preſſe und
von der öffentlichen Meinung verurteilt worden iſt, ſo iſt
es jenes ſchikanöſe, geradezu betrügeriſche Verfahren. Trotz
dem wird wieder luſtig darauf losgenullt! Die in der ſeiner-
zeit angenommenen Berggeſetznovelle vorgeſehenen Strafen bis
zu 5 Mark monatlich, werden nebenbei auch noch bei dem ge-
ringſten Anlaß verhängt. Nun tritt die Fleiſchnot in jenen
Jnduſtriezentren mit ihrer ungeheuren Bevölkerungsdichtigkeit
beſonders ſtark in Erſcheinung. Die Lebensmittel zeigen
eine ſtets ſteigende Tendenz bei ſinkenden obendrein
beſchnittenen Löhnen! Ja, noch mehr; die Geſellſchaften
ſind beſtrebt, immer mehr Ausländer hereinzuholen und an-
zulegen, während nie ein derartiger Ueberfluß an Arbeits-
kräften im Bergbau vorhanden geweſen iſt, wie gerade jetzt.

Jn Ausführung der Beſtimmungen des neuen Berggeſetzes
finden in Kürze die Wahlen zu den vorgeſchriebenen Arbeiter-
ausſchüſſen ſtatt. Der preußiſche Handelsminiſter Möller hat
nun das Geſetz dahin interpretiert, daß diejenigen nicht wähl-
bar ſind, die „kontraktbrüchig“ geworden und ſonach auf der
Belegſchaftsliſte geſtrichen ſind. Demnach können alſo nur
Streikbrecher im Ruhrgebiehw ählen und gewählt
werden! Damit „erfüllt ſich, was auf dem ſogenannten
Preußentage in Berlin ausgeſprochen wurde: daß nämlich die
Berggeſetznovelle den Keim zu neuen Differenzen bereits in
ſich trage. Jn den nächſten Belegſchafts Verſammlungen der
preußiſchen Bergwerke wird es wahrſcheinlich erregte Aus
ſprachen geben. Die in Betracht kommenden Verbände, der
ſogenannte „alte“ Bergarbeiterverband und der „Gewerkverein
chriſtlicher Bergleute“ haben auf ihren Generalverſammlungen
die Beiträge verdoppelt. Jhre Mitgliederziffern ſind ebenfalls
gewaltig geſtiegen; immerhin ſind ſie noch lange nicht ſo weit,
um mit Ausſicht auf Erfolg die immer ſtärker wiederkehrenden
Bedrückungen durch das im Bergbau ſich übenmnächtig ſtark
fühlende Unternehmertum abwehren zu können. M. H.

umburg, 25. September. (Eig. Bericht.) Schwurgericht.an erſten Tage der Sitzungsperiode kamen folgende Fälle zur

Verhandlung: Erſtens angeklagt war der Eiſendreher Jgnaz
Porſche aus Petersdorf wegen vorſätzlicher Brandſtiftung in
zwei Fällen. Er gab an, von Böhmen nach Eiſenach in Arbeit

etreten zu ſein und auf Drängen der Organiſierten ſeine Arheit wieder verlaſſen zu haben. Er hat dann ſpäter auf der
Wanderſchaft, wie er angibt, aus Verzweiflung kurz nachein
ander zwei Strohdiemen in Brand geſteckt. Der Verteidiger
trat für mildernde Umſtände ein, indem er ihn als Opfer der
Sozialdemokratie (lh hinſtellte. Er iſt geſtändig und er-
hält für ſeine Taten 1 Jahre Gefängnis Zweitens hatten
ſich zu verantworten der Arbeiter Adolf Beyer und ſeine Ehe
frau aus Zeitz wegen wiſſentlichen Meineids. Jn Anbetracht
der günſtig für die An ſage ausgefallenen Nebenfragen
wurden ſie vor dem Zuchthauſe bewahrt und erhielten je ſechs
Monate Gefängnis. Zum Schluß wurde verhandelt gegen
den Stukkateur Oskar Lücke aus Potsdam wegen wiſſentlichen
Meineids, welcher freigeſprochen wurde. Am zweiten und letzten
Tage wird gegen vier Angeklagte wegen Landfriedensbuch ver
handelt.

Eisleben,

Um nern 8Epiebe Tagekellt. Kindling bemerkte dabei,

ber. (Eig. Ber.) Mansfeldiſchev Berginbolide Kindling war am
unde des Oberwachtmeiſters Nagel in

daß der Hund

keine Marke hatte und äußerte zu dem in der N hen
ehendengee daß nicht zweierlei ſein gu a 5 eine

arke x müſſe. Paael gte nun Kind ine
an und erhielt dieſer eine Poli von 3 Mark, welche vom

engericht auf 5 Mark erhöht wurde. Auf eingelegte Be
fung hiergegen ſtand nun u vor der hieſigen Straf-
ammer. Wie Nagel P ſter vor dem Schöffen-ericht als Zeuge ſelbſt bekundet, hatte er zu Kindling, als

d ihn darauf aufmerkſam machte, daß ſein Hund keine
Jarke habe, geäußert: daß ich Jhnen nur keine Marke um
nßt Auf die Frage des Vorſitenden der Strafkammer, ob
indling über dieſe Aeußerung des Nagel erregt geweſen ſei,

gab die er zur Antwort, daß er, da er etwas ſchwer höre, dieſe
nicht gehört habe; die Berufung wurde verworfen.

Nagel Oberwachtmeiſter welcher Menſchen „Hunde-
marken umhängen will, iſt aber jetzt ſchön heraus, da indie Beleidigung verjährt iſt und Kindling ihn nicht

wegen Lärmens

ehe Bemehr zur Beſtrafung dafür anzeigen kann. J
ſchen wird den Menſchen wirklich viel geboten.

Nebra, 25. Septbr. (Arbeiterriſiko), Auf dem
Rittergute Weißenſchirmbach wurde dem daſelbſt beſchäftigten
Arbeiter Beck aus Gölbitz am Donnerstag beim Futterſchneiden
von der Häckſelmaſchine eine Hand abgeſchnitten. Der im
59. Lebensjahre ſtehende Verunglückte wurde in das Kranken-
haus zu Nebra überführt

m Mangfeld-

Annaburg, 25. Sept. (Eig. Ber.) Ein Bild des
Jammers aus der menſchlichen Geſellſchaft.
Vor einigen Tagen ſtarb hier der Altersrenten- Empfänger
Hebeſtreit. Da letzterer keine Verwandten mehr hatte, die ſich
um ihn kümmerten, wurde eine Frau damit beauftragt. So
lange der bedauernswerte Mann noch ſelber ſich behelfen
konnte ging es; aber die letzten 14 Tage muß doch niemand
mehr nach ihm geſehen haben, denn wie es ſich bei ſeinem
Tode herausſtellte, hatte er die letzten 14 Tage ſeine Bedürf-
niſſe ſchon unter ſich verrichtet und ſich durchgelegen, ſo daß
man Fingerglied lange Mgden in den Wunden und auch am
ganzen Körper vorfand, die ſich ſogar tief eingefreſſen haben
ſollen. Die Lumpen, denn Betten kann man nicht ſagen, die
er unter ſich gehabt hatte, mußten gleich vergraben werden.

Wen trifft nun die meiſte Schuld? Das Haus von außen
geſehen, ſieht aus, wie ein Stall. Dieſes gehört der Gemeinde.
Die Gemeinde ſoll keine Schuld treffen, weil letztere öfters
hat fragen laſſen, wie er mit der Frau zufrieden iſt, die
Antwort ſoll jedesmal befriedigend geweſen ſein. Vor allen
Dingen hätte ſich doch der Arzt mehr darum kümmern ſollen,
denn der müßte doch den Mißſtand gefunden und es dem Ge
meindevorſtand gemeldet haben.

Wenn auch zugegeben werden muß, daß der Arzt mit Ar
beit überhäuft iſt, denn ein Ort wie Annaburg mit 3800 Ein
wohnern und die ganze Umgegend dazu, iſt zu viel für einen
Arzt, ſo muß doch geſagt werden, daß ſolche Vorkommniſſe
ſkandalös ſind. Es muß ſchließlich doch immer der Gemeinde
der Vorwurf gemacht werden, denn hätte die ſich um den
bedauernswerten alten Mann gekümmert, ſo hätte dieſer
ſchreckliche Vorfall nicht vorkommen können. Selbſt der Paſtor
ſoll ſich am Grabe dahin geäußert haben, daß der Vorall
unbegreiflich iſt, er hätte es früher dem Gemeindevorſtand
ſowie dem Herrn Amtsvorſteher ſchon einmal geſagt betreffs
einer Pflegeſchweſter. Daraufhin wurde ihm geantwortet: Wir
haben in Annaburg keine Armen! Vielleicht
tragen die paar Zeilen dazu bei, daß derartigen Vorkomm
niſſen in Zukunft geſteuert wird. 9

Halberſtadt, 25. Sept. Ein wahnwitziges Unter
fan gen. Jm Januar d. J. verloren zwei minderiährigeMädchen ihre Stellungen in Aſchersleben. üngliglicherweſſe
wurden ſie mit einer früheren Kontrolldirne, der jetzt verehe
lichten Marie Rießland geb. Hucke und dem arbeitsſcheuen
Fleiſchergeſellen Karl Kriegermann bekannt. Beide rieten ihnen
u, ſich der Proſtitution zu ergeben Die törichten

Mädchen ließen ſich bereden und fuhren mit den beiden von
Aſchersleben nach Halberſtadt. Hier ſich die vier zu
einer Bordellbeſitzerin, welche die beiden Mädchen aufzunehmen
verſprach. Die Mädchen blieben über Nacht da und begaben
ſich am andern Morgen auf Zuredeu der Angeklagten und der
Bordellbeſitzerin zur Sittenpolizei, um ſich freiwillig
unter Kontrolle ſtellen 43 laſſen. Hiervon wurde
ihnen von den Kriminalpolizeibeamten ganz entſchieden abge-
raten. Kurz darauf kamen die Mädchen jedoch wieder und
trugen ihre wahnwitzigen Wünſche noch einmal und dringlicher
als das erſte Mal vor. Die Polizei, welche mittlerweile an die
Eltern der Mädchen telegraphiert hatte, riet den unglücklichen
Geſchöpfen von ihrem unſeligen Vorhaben wiederum ab. Glück-
licherweiſe wurden denn auch die Mädchen vor einem ſchreck
lichen Schickſal bewahrt, da ihre Väter ſie rechtzeitig abholten.
Am Sonnabend kam die Sache vor dem Landgericht in Halber-
ſtadt zur Verhandlung. Mit Rückſicht auf die an Mädchen-
handel grenzende Kuppelei verhängte der Gerichtshof gegen
beide Angeklagte exemplariſche Strafen und verurteilte die Rieß-
land zu 3 und Kriegermann zu 6 Monaten Gefängnis.

Dnuderſtadt (Eichsfeld), 25. September. Mord- und
Selbſtmordverſuch. Der 24 Jahre alte Sohn des Lohn-
kutſchers Z. gab am Freitag abend auf die Tochter des Gaſt
wirts L. fünf Revolverſchüſſe ab, von denen drei den Kopf
trafen und das Mädchen ſchwer verwundeten. Darauf machte
Z. einen Selbſtmordverſuch, indem er ſich die Pulsadern zu
durchſchneiden verſuchte.

Pömmelte, 25. Septbr. 1/2 Jahre Gefängnis wegen
Erpreſſung. Jm Juni des vorigen Jahres verſuchte der
Maſchinenheizer Otto Arnhold von hier von dem Pferdehändler
S. aus Groß Salze unter der Drohung, ihn wegen eines
Sittlichkeitsvergehens anzuzeigen, 5000 Mk. zu erpreſſen. Arn-
old wurde deswegen von der Strafkammer des MagdeburgerSedoencchez zu 1 Jahr 6 Monaten Gefängnis verurteilt und

ſeine ſofortige Verhaftung beſchloſſen.

Stadtverordneten Sitzung
vom 25. September 1905, nachmittags 4 Uhr.

Vorſteher: Dittenberger.
Eingänge: Wieder vorgelegt iſt die Petition der ſtädtiſchenStrahenkehrer wegen Aufbef erung der Löhne. Oberbürger-

meiſter Staude wünſchte die Petition zu erledigen mit der Vor
lage betreffend die Straßenreinigung in ſtädtiſcher Regie. Hier
gegen erklärte ſich der Stadtv. Emmer, darauf hinweiſend,
die Sache dauere zu lange, da die Not unter den Straßen
kehrern bei der jetzigen Teuerung zweifellos groß ſei. Hier ſei
ſchnelle Hilfe am Platze. Die Petition wurde der Petitions-
koinmiſſion überwieſen. Ein Schreiben mehrerer Kaufleute
und Beamte, nach dem gewünſcht wird, auf dem Riebeckplatze
eine Bedürfnisanſtalt mit anſchließender Leſehalle zu errichten,
wird einſtweilig zurückgelegt; man wünſcht anſtatt einer Kaffee
halle eine zweite Leſehalle, da es Kaffeehallen genügend gebe.

Von einer Petition der ſtädtiſchen Beamten wird Kenntnis
genommen. Nach der Genehmigung des BProtokolls der
vorigen Sitzung wurde in die Tagesordnung eingetreten.

Eine Rechnung der Paul Riebeck-Stiftung für 1903
wird h und die Ueberſchreitung von 2577.62 M. wird
nachbewilliat.S Errichtung einer SäuglingsFürſorgeſtelle führte
zu einer umfangreichen Diskuſſion. Der Magiſtrat verlan te
unächſt zu dieſem Zwecke einen Betrag von 3000 Mk. die
inanzkommiſſion hat aber mit 6 gegen 3 Stimmen die Vorlage

abgelehnt. Der Ref., Stadtv. Engelke, tritt bz wyg und für dér See en
rankre e man mit ſolchen Für tfolge erzielt; man möge auch in Halle re

bahnbrechend vorgehen. Die Finanzkommiſſion verlange jed
die Ablehnung.

Oberbürgermeiſter Staude bat trotz der Ablehnung derVorlage durch die nan dem Magiſtratsanteche zu
zuſtimmen. Die Säuglingsſterblichkeit ſei ſehr erheblich und es
müſſe mit aller Kraft auf eine Verminderung hingewirkt werden.
Bee Stölzner von der hieſigen Univerſität habe die erſten
Vorſchläge ger Errichtung der Fürſorgeſtelle gemacht, und er
verſpricht ſich, dadurch viel Sorge beſeitigen zu können. Viel-
fach verſtänden die Mütter nichts von der Pflege der Kinder
in Not und Krankheit. Jn Frankreich habe ſich die Einrichtung
ſo gut bewährt, daß man nicht zurückſtehen dürfe, hier dasſelbe
r tun. Die Sache ſei eine ausgiebige Diskuſſion wert und
äme man heute nicht damit zu Ende, ſo möge man Vertagung
eintreten laſſen eine Ablehnung ſei keineswegs am Platze.

Stadtv. Grote wendet ſich gegen die Vorlage und weiſt
darauf hin, daß wir die Klinik haben und in geſundheitlicher
Beziehung weitgehend geſorgt iſt. Jm Punkte der Wohlfahrts-
einrichtungen haben ſich die hieſigen Stadtverordneten gewiß
nicht zugeknöpft gezeigt. Weshalb wolle man dem Staat ſolche
Laſten abnehmen und eine rein franzöſiſche Einrichtung ein
führen Auch Stadtv. Gygas tritt gegen die Vorlage guf
und bemerkt, was durch die Vorlage bezweckt werden ſoll, haben
wir ſchon. Wenn man das Geld nehme und engagierte dafür
einige junge Aerzte, die ab und zu die Wohnungen kontrollierten,
ſo würde man damit vielleicht betreffs Verminderung der
Säuglingsſterblichkeit weit mehr erzielen.

Stadtrat Dr. Puſch tritt für die Vorlage ein und erkennt
an, daß die Stadtverordneten ſtets eine offene Hand und im
Punkte der Wohltätigkeitseinrichtungen ein gutes Herz gehabt
hätten. Die Einrichtung in der Kinderklinik genügt keineswegs.
Es ſterben 27 Prozent ſämtlicher Säuglinge.

Stadtv. Thiele: Jch könnte den ablehnenden Standpunkt
der Finanzkommiſſion nur dann verſtehen, wenn die Finanz-
kommiſſion ſagte, Magiſtrat, wir geben dir die Vorlage wieder
zurück und erſuchen dich, nicht eine Vorlage mit einem Auf-
wande von 3000 ſondern 30000 M. zu machen. Der Stand-
punkt der Herren Gygas und Grote iſt keineswegs ein natio
nalökonomiſcher zu nennen. Das Geſpenſt der Uebervölkerung
war einmal. Sie, meine Herren, ſtehen auf einem anderen
Standpi te als wir, aber die Anſicht werden Sie jedenfalls
auch haben, daß es ein volkswirtſchaftlicher Vorteil iſt, die
Säuglingsſterblichkeit immer mehr herabzumindern. Man weiſt
auf die ſteriliſierte Milch und deren Vorteile hin. Wer hatte
denn hier über die Abgabe der Milch z entſcheiden? Die
Kutſcher, meine Herren, kein anderer as ſpielt denn bei
einem Siebenmillionen Budget ein Betrag von 3000 M. für
eine Rolle. Der Staat kümmert ſich leider vorläufig nicht um
die Säuglingsſterblichkeit; da muß die Kommune eingreifen.
Sehen Sie hin, wie es mit den Wohnungen der Arbeiter be
ſtellt iſt und wie es mit der Ernährung der Säuglinge ſteht.
Die Ablehnung der Vorlage wäre ein großer Fehler und das
Kollegium möge die 3000 M. bewilligen.

Jn der weiteren Diskuſſion ſagt Stadtv. Gygas, Stadtv.
Thiele habe ihn falſch verſtanden. Jedes Mitglied des Kollegiums
wolle jedenfalls helfend eingreifen, nur über die Form und Art
der Hilfe beſtänden Meinungsverſchiedenheiten. Stadtrat
Dr. Tepelmann tritt für die Vorlage ein und lobt die Ein
richtungen, die auf dieſem Gebiete bereits in deutſchen Städten
beſtehen. Beſonders auf dem Kongreß für Armenpflege und
Wohltätigkeit ſei die Errichtung von Säuglings-Fürſorgeſtellen
ſehr empfohlen worden. Auch die Stadtvv. Steckner und
Ram melt treten für die Vorlage ein; letzterer als Arzt und
Fachmann mit dem Hinweiſe, die Mütter hätten häufig nicht
das Verſtändnis, die Säuglinge richtig zu nähren und nicht
die Mittel, den Arzt zu konſultieren. Stadtv. Meyer er-
achtet die Vorlage für nicht genügend geklärt und beantragt
Vertagung bezw. nochmalige Durchberatung in den Kom
wiKontp. Dieſer Antrag ſowie auch die Magiſtratsvorlage
wird abgelehnt. Dagegen wird ein Antrag Thiele, nach dem
jetzt vorliegenden neuen Material eine neue Vorlage ausarbeiten
zu laſſen, angenommen.

Ohne größere Diskuſſion wurde ein Straßenausbau gut
geheitzen. Die Vorlage betreffs Erbauung einer Bedürfnis-
anſtalt auf dem Riebeckplatze wurde nicht erledigt. Land
austauſch an der Merſeburgerſtraße wurde gutgeheißen. Die
zur Regulierung des Schulhofes in der Brunnenſtraße bereit-
geſtellten Mittel wurden endgiltig bewilligt. Die Jnſtand-
ſetzung der durch den Brand zerſtörten Räume in der Schule
an der Charlottenſtraße wurde gutgeheißen.

Bei der Genehmigung eines Nachtragsvertrags wegen
der Pflaſterung des Straßenbahnkörpers in Halle Giebichenſtein
frägt Stadtv. Emmer an, wann nun eigentlich die Gelder,
die zu Straßen -Ausbaukoſten für Giebichenſtein bewilligt wor-
den ſind, verpflaſtert werden und ob das Geld noch vorhanden
iſt. Bürgermeiſter v. Holly ſagt, ſelbſtverſtändlich ſei das
Geld noch da. Die Pflaſterungen könnten aber wegen der Ver
änderung der Geleiſe nicht ſo ſchnell vorgenommen werden.
Der Nachtrag wird ſchließlich genehmigt.Die Räume im Steuerbureau werden vergrößert.

Ueber die Einwendungen der ſtimmfähigen Bürger
gegen die Richtigkeit der Liſte zur Stadtverordnetenwahl
reſerierte Stadtv. Dr. Keil. Gegen die Nichtaufnahme in die
Liſte haben ſich diesmal 57 Perſonen beſchwert. Es handelt
ſich um Schlafſtelleninhaber, Chambregarniſten, Perſonen, die
Armenunterſtützung bezogen haben, ſogen. Ausländer 2c. Die
meiſten Einwendungen wurden als berechtigt anerkannt. So
ſtand u. a. ein Bürger nicht in der Liſte, der ſeit 8 Jahren hier
wohnt und verheiratet iſt; er ſollte keinen eigenen Hausſtand
haben. Die Verſammlung verfügte ſelbſtverſtändlich die Ein
tragung. Bei einem anderen Fall wurde feſtgelegt, daß z. B.
ein Referendar, der einen eigenen Hausſtand nicht habe, be
züglich der Stimmberechtigung nicht anders angeſehen werde,
als ein Schlafſtelleninhaber. Einem Bürger, dem es etwas
ſchwergefallen war nachzuweiſen, wer ſein Vater war, wurde
das Stimmrecht zuerkannt. Sehr wichtig war die Frage,
ob ein Wähler, der erſt am 21. September das 24. Lebensjahr
erreicht, noch wahlberechtigt iſt. Die Verſammlung erkannte
nach längerer Debatte die Wahlberechtigung in dieſem Falle
ausdrücklich an. Früher hingegen und mehrere Stadtver-ordnete waren auch diesmal noch der Meinung hatte man
ſtets angenommen, daß nur der wählen dürfe, der bis zum
letzten Tage der Auslegung der Wählerliſte, 15. September das
24 Lebensjahr erreicht hat. Stadtv. Thiele wies wieder
holt darauf hin, daß jeder Bürger, der bis zum Tage der Wahl
das 24. Lebensjahr erreicht hat, wahlberechtigt ſei.

Gerichtsſaal.
Schwurgericht.

Halle, 25. September.
ann am hieſigen Landgericht die 5. diesjährigen Den Vorſitz führt Landgerichtsrat

Grünberg; als Beiſitzer fungieren die Landgerichtsräte König
und Rehdanz, als Staatsanwalt wirkt Aſſeſſor Kröber und
als Verteidiger fungiert Juſtizrat Kähne. Nach Aufruf der
Geſchworenen wurde in die erſte Verhandlung gegen den frü-
heren Ortsſchulzen, Landwirt Ernſt Auguſt Berger von Sel
ben, Kreis Delitzſch, eingetreten. Der Ängeklagte, der 37 Jahre
alt und verheiratet iſt, wurde der

Unterſchlagung im e d h
mit Urkundenfälſchung beſchuldigt, in dem er ſich imrer im Herbſt 1904 als Beamter 950 Mk. Wegebaugelder

rechtswidrig angeeignet und, um jene Unterſchlagung zu W
Bücher gefälſcht haben ſoll. Berger iſt als kleiner Landzugleich Ortsſchulze der Gemeinde Selben. Für
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e Bemugdungen erhtelt er eine Monate eng ad gungHerr Als Ortsverwalter hatte er ſämtliche r
de n. Anfang Juli v. J. will er durch Krankheit ſeiner

ot geraten ſein. Er griff die ihm anvertrauten
gelder an, nahm zunächſt 100 Mk. und bis zum 9. Dezember
noch 850 Mk. Um die Unterſchlagung zu verdecken, verfuhr er
endeten Die Ortsgemeinde hatte bei der Delitzſcher

parkaſſe ein Darlehen von 4000 Mk. zu dem üblichen Zins
fuß zum Wegebau aufgenommen Dieſes Darlehen war nach
und nach bis auf 950 Mk. zurückgezahlt worden. Nachdem er
den Betrag in gleicher Höhe aus der Wegebaukaſſe genommen

tte, machte er einen Vermerk in den Büchern, wonach er den
etrag von 950 Mk. an die Delitzſcher Sparkaſſe zurückgezahlt

haben wollte. Bei einer am 9. Dezember ſtattgehabten Reviſion
wurde die Geſchichte entdeckt. Der Angeklagte räumte die Tat
nach kürzerem Leugnen ein und zahlte das Geld dann ſofort
an die Delitzſcher Sparkaſſe. Zur- Sprache gebracht wurde, daß
der Vorgänger des r h der frühere Ortsſchulze, eben-
alls Unterſchlagungen begangen habe und mit einem Jahre Ge

gnis beſtraft worden iſt. Der Angeklagte ich durch
agdpachtungen bei den Gemeindemitgliedern mißliebig gemacht

nnd ſeine Privatkaſſe mit der Gemeindekaſſe vermengt haben.
Dies beſtreitet er. Der Landrat ſagt aber, es ſei ihm mitgeteilt
worden, daß der Angeklagte die Jagd für einen geringeren Preis
gepachtet habe als früher. Darüber wären die Gemeindemit-
glieder ungehalten geweſen. Der Landrat will ſich ſeiner Zeit
efreut haben. daß Berger Ortsſchulze wurde, und er habe, ſoe er, den Mann ſtets mit Wohlwollen behandelt. Der frü-
ere Ortsſchulze hat ſich nach ſeiner Beſtrafung das Leben ge

nommen. Der Vater des Angeklagten beſtätigt als Zeuge, daß
er ſeinem Sohne zur Zeit, als dieſer die Unterſchlagung beging,
einen Kredit in Höhe von 1000 Mk. verſprochen habe. er An
gtklagte erklärte ſchließlich noch, er habe vorausgeſetzt, die Ge
meinde werde nichts dagegen haben, wenn er das Geld leih
weiſe aus der Kaſſe entnehme, denn er habe doch das Geld ſo
fort erſetzen können, wollen und auch erſetzt. Der Staats anwalt
trat für Bejahung der Schuldfrage und Zubilligung der mil-
dernden Umſtände ein; der Verteidiger trat für gänzliche Freiprechung ein, da die Abſicht der rechtswidrigen Kneiginng

hle und der Angeklagte das Geld gewiſſermaßen nur leihen
wollte. Die Geſchworenen verneinten die Schuldfragen,
infolgedeſſen auf koſtenloſe

Freiſprechung
erkannt werden mußte.

Strafkammer.
Halle, 23. September.

Erfolgreich war die Berufung des Zimmermanns Auguſt
Spieß von hier, der vom hieſigen Schöffengericht wegen Haus-
friedensbruchs und Beleidigung zu 36 Mk. Geldſtrafe eventuell
12 Tagen Gefängnis verurteilt worden war. Er war am
J. Juli in die Behauſung der Witwe Roſt eingetreten und
hatte dort Skandal gemacht. Als er hinausgewieſen wurde,
ging er nicht. Frau Roſt ſoll ihn ebenfalls beleidigt haben, in
dem ſie ihm nachredete, er benachteilige ſeine Kinder. Das Be-
r ſprach den Angeklagten frei und verurteilte die
Dir we oſt, S 57 Fee. als pain 2 erſchienen

ar, zu einer Ordnungsſtrafe von 10 und zur Tragunder Koſten des Berufungstermins. r tn
u verſchloſſenen Türen wurde verhandelt gegen den

47 jährigen Arbeiter Karl Perhöl von hier, der beſchuldigt
wurde, mit 7- bis jährigen Kindern unzüchtige Handlungen
vorgenommen zu haben. Der Angeklagte iſt vorbeſtraft und
wurde antragsgemäß zu einem Jahre Gefängnis und zwei
Jahren Ehrverluſt verurteilt.

Aus dem VReiche.
Fulda. Blutige Schlägerei. Jn der Sonntag-Nacht
m es zu einem blutigen Zuſammenſtoß zwiſchen Erdarbeitern

aus Fulda, wobei ſechs Perſonen verletzt wurden. Drei Per-
onen wurden ſchwer verwundet, ein Arbeiter ſtarb. auf dem
ransport zum Krankenhauſe, zwei ſchweben in Lesensgefahr.
Pforzheim. Abgebrannt iſt in Enzberg die Papierfabrik

Weiß. Der Schaden beträgt Million.
zoſen. Die Typhusepidemie macht weitere Fort

chritte. Die Geſamtzahl der Erkrankungen beträgt 325, die der
odesfälle 28.
Ratibor. Erſt ickt im Unterkunftsraume der

n ſind vier Auswandrer, zwei Frauen und zwei
nder. infolge Leuchtgasvergiftung.
Görlitz. Ein Lehrer als Kindesmörder. Auf dem

Bahnhofe wurden der 28 jährige Mittelſchullehrer Hooſe aus
Weißwaſſer und ſeine 18 jährige Braut Jenny Greiner verhaftet.

ooſe hatte das neugeborne Kind ſeiner Braut im Wudraſchen
aſthofe in Weißwaſſer lebend in eine Senkgrube geworfen.

Das Kind ſtarb. Das Paar wollte nach Zürich flüchten. Bei
den Verhafteten wurde Cyankali vorgefunden.

Kalk. Ein ſchwerer Eiſenbahn unfall ereignete
ch er rag früh. Eine von Kalk kommende Lokomotive fuhr
ei einem deſſen Barriere nicht geſchloſſen war,

in einen von Deutz kommenden Straßenbahnzug, der mit
Schulkindern und Beamten dicht beſetzt war. Der
Motorwagen wurde gänzlich zertrümmert und der Anhänge-
wagen aus dem Geleiſe geſchleudert. Eine Perſon war
ſofort tot, ſieben andere ſind lebens gefährlich
verletzt. Nach Ausſagen des Wärters war die Lokomotive
nicht gemeldet und ſo kann dem Wärter daher wegen Nicht
ſchließung der Barriere kein Vorwurf gemacht werden.

Stettin. Eiſenbahnunglück. Jnfolge Schienen-
bruches entgleiſte Sonntag abend ein gemiſchter Zug bei
Oſterize. Eine Perſon wurde leicht verletzt.

Schwerte. Der Typhus tritt im benachbarten Burg-
hofen epidemiſch auf. Jn den letzten Tagen erkrankten zwölf
Perſonen, wovon drei ſtarben. Die Krankheit iſt anſcheinend
eingeſchleppt worden.

Haſpe. Opfer der Arbeit Der 17 jährige Arbeiter
Duhme verunglückte im hieſigen Eiſenwerk. Aus noch unbe-
kannter Urſache ſchlang ſich ein glühender Eiſendraht um
ſeinen Hals, wodurch er ſo ſchwere Verletzungen davontrug,
daß er auf dem Transporte zum Krankenhauſe ſtarb.

Trier. Der Typhus iſt in vier Dörfern des Hoch-
waldes bei Storbeck infolge ſchlechter Waſſerverhältniſſe aus-
gebrochen.

Stettin. Großfeuer im Hafen. Montag abend brach
in den umfangreichen Holzniederlagen im Freihafen Feuer aus,
das große Vorräte vernichtete. Die Feuerwehr iſt noch tätig.
Die Niederlagen gehören meiſt engliſchen Firmen.

Wendeburg (Braunſchweig), 23. September. (Selbſtmord
einer Greiſin.) Als der Anbauer Hauer im benachbarten
Zweidorf geſtern mittag aus ſeinem Ziehbrunnen Waſſer ſchöpfen
wollte, bot ſich ihm ein ſchrecklicher Anblick Seine faſt achtzig-
jährige Ehefrau hatte ſich kurze Zeit vorher, jedenfalls in einem
Augenblicke geiſtiger Umnachtung, in den Brunnen geſtürzt.

Vermiſchtes.
Die Jnfluenza iſt infolge des anhaltenden Regens derErdbeben ebiete von Calabrien auf-

getreten und hat ſchon zahlreiche Opfer gefordert.
Ein Zugzuſammenſtoß ereignete ſich in der Nähe von

Budapeſt, wobei eine Anzahl von Perſonen mehr oder weniger
rletzt wurde.vepene Gipfel der Roheit. Bei den am Sonntag in

Nimes (Frankreich) abgehaltenen Stiergefechten verlangten die
ſchauer, nachdem bereits ſechs Stiere von den Toreros ge

tet waren, auch ne die Vorführung des Reſerveſtieres. Als
die Toreros dieſem Wunſche nicht nachkamen, zertrümmerte die
Zuſchauermenge das geſamte Mobiliar der Arena.

er der Arbeit. S.Emilia (Itali eine im5 un unter den tlieben ſofort tot; elf wurden wer derlei

Verſammlungsberichte.
Eozialdemokratiſcher Verein Merſeburg. Am Donnerstag, en 16. d. Mts. fand in der rn kegenrg die Mitglieder

Verſammlung des Sozialdemokratiſchen ins ſtatt. Zunächſt
ellt Gen. Heſſelbarth den Antrag, eine öffentliche Verſommlung
attfinden zu laſſen mit dem Thema Flejſchverteuerung. Der

Antrag wurde der Diſtriktsleitung überwieſen. Sodann erſtatteten die Delegierten Gen. Funke und Heſſel einen kurzen
ericht vom Kreistag und wieſen auf den e derich hin.
ne längere Debatte entſpann ſich über die Reſolution betreffs

ath. Hierzu wurde vom Gen. Rienecker folgender Antrag ein
ebracht: Die Verſammluug ſteht auf dem Standpunkt der Re
olution des Kreistags. Der Antrag wurde gegen 2 Stimmen

angenommen. Unter anderem wurde die Verſchmelzung der
beiden Konſumvereine diskutiert und dem Gen. Röder entgegen
ehalten, daß eine Verſchmelzung unmöglich wäre. Bei derWadt der Diſtriktsleitung wurden die Genoſſen r als erſter,

Veit als zweiter Vorſitzender, Fr. Heſſelbarth als Kaſſerer und
Halfter als Schriftführer gewählt. Als Reviſoren fungieren
die Genoſſen Rienecker und Adolf Richter. Gen. Rienecker ſtellt
den Antrag, eine außerordentliche Verſammlung ſtattfinden zu
laſſen. Der Antrag wurde angenommen. Ebenſo ſtellt Gen.
Veit den Antrag: die Verſammlungen vom 1. Oktober bis 1.
April 1906 alle 14 Tage ſtattfinden zu laſſen. Der Antrag
wurde gleichfalls angenommen. W.

Zriefkaſten der Redaktion.
S R. 100. Die Geſchenke brauchen nicht zurückgegeben zu

werden.
Frl. M. 20. Der Mann iſt ihr Schwager.
Ph. G., Friedrichſtr. Nach Ablauf der einwöchentlichen

Friſt, die Ihnen zur Zahlung der Geldſtrafe geſett war, treten
die ahngebühren ein. Sie müſſen die 40 Pf. wohl oder übel
zahlen.

L. 100. 1. Vierteljährliche Kündigung gilt überall dort, wo
etwas anderes nicht vereinbart. 2. Wenn freiwilliger Kauf
vorliegt, gelten für den neuen Beſitzer die Beſtimmungen des
mit dem früheren Hauswirt abgeſchloſſenen Vertrages.

H. in A. Sie müſſen ſich erſt an den zuſtändigen Amts-
vorſteher wenden wenn dort eine Einigung nicht erfolgt, kann
Klage beim Amtsgericht eingereicht werden. Dazu laſſen Sie
ſich ein Armenatteſt ausſtellen. Der Ausfall der Klage iſt
allerdings zweifelhaft; denn der Gutsbeſitzer kann doch in-
zwiſchen einen neuen Vorſchneider an Stelle des verloren ge-
gangenenen gekauft haben.

Die Krankenkaſſenbeiträge müſſen Sie zahlen, denn
die Anmeldung mußte doch ſchon am 8. Februar erfolgen.

333. Für die Schulden haftet die Mutter nicht. Aller-
dings können die Gläubiger den Erbteil des Sohnes mit Be
ſchlag belegen laſſen. Nach S 2338 kann aber die Mutter auf
die Kinder des Sohnes laut Teſtament den Erbleil über-
tragen.

L. D. 1. Wenn Sie das Drahtgepflecht wegnehmen, müſſen
die Fenſter aber in dem Zuſtande hinterlaſſen werden,
in welchem ſelbige ſich vorher befanden. Frage 2 iſt zu ver
neinen. Der nächſte Ort iſt Magdeburg. Adreſſe: Rechts
anwalt Landsberg, Magdeburg.

LSetzte Nachrichten.
Revolntion in Rußland.

Moskau, 26. September. Die Wahlen für die Yteichsouma
werden für Moskau auf den 4. Dezember anberaumt.

Petersburg 26. September. Die Regierung verſetzt alle
Demokraten der Jntelligenz, die auf Grund ihres
Vermögens wahlberechtigt ſind, in Anklagezuſtand,
wodurch ihnen die Wahlberechtigung entzogen wird.

Petersburg, 26. September. Perſonen der verſchiedenſten
Ortſchaften des Gouvernements Saratow haben an den Gouver-
neur einen offenen Brief mit 178 Unterſchriften gerichtet, worin
ſie erſuchen, die Koſaken des 117. Regiments zurückzuziehen, die
des Raubes, Mordes und der Plünderung beſchuldigt
werden. Viele Einwohner ſeien von ihnen durchgepeitſcht
worden. Trotz der Befehle der Vorgeſetzten hätten die Koſaken
nicht nachgelaſſen, der Bevölkerung zuzuſetzen.

Riga, 19. September. Hier wurde neuerdings im Gefängnis
ein Gefängniswärter und in Dünaburg der Gehilfe des Polizei-
miniſters ermordet.

Paris, 26. September. Der Matin berichtet aus Peters
burg: Etwa 5000 Einwohner von Sachalin, meiſt Frauen und
Kinder, die von dem Japanern ausgewieſen wurden, trafen
halbverhungert und völlig erſchöpft in Moransk am Amur ein.

Berlin, 26. September. Die Verhandlungen in den Kreiſen
der Arbeiter der Elektrizitätsinduſtrie wurden geſtern nach-
mittag und abend fortgeſetzt. Die Situation iſt derart, daß
eine ſtarke Strömung für Nichtannahme der Bedingungen des
Ultimatums iſt, jedoch die Arbeiterführer, beſonders die der
Metallarbeiterorganiſation, den Frieden empfehlen. Möglich
iſt, daß die Frage nochmals in einer großen Zahl allgemeiner
Verſammlungen der Elektrizitätsarbeiter erörtert werden wird.

Kiel, 26. September. Aus Angſt vor einer bevor
ſtehenden Operation griff der Torpedoheizer Brunshagen
im Schiffslazarett des Panzerſchiffes Franz Adalbert den ihm
behandelnden Oberſtabsarzt Dr. Siebert an. Das Kriegs-
gericht verurteilte Brunshagen zu 3 Jahren Gefängnis.

Budapeſt, 26. September. Bei dem abends zwiſchen den
Anhängern der Unabhängigkeitspartei und den Sozialdemokraten erfolgten blutigen h ſammenſtsßen wurden 7 Perſonen

ſchwer und über 13 leichter verwundet.

Tokio, 26. September. Die Zeitung Aſahi iſt nach zwei-
monatlichem Verbot wieder erſchienen.
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EStandesamtliche Nachrichten.
Halle (Süd, Steinweg 2), 28. September.

Aufgeboten: Eiſenbahnſekretär Jppenſen und Elfride
Stamer (Eſſen und Dzondiſtraße 3). Schloſſer Pretzſch und
Klara Höch (A. d. Moritzkirche 5 u. Schützenſtr. 2). Regierungs-
baumeiſter Schuffenhauer und Anna Euple (Halle a. S. und
Reutlingen). Arbeiter Wirausky und Elſa Glänzel (Thalheim
und Gersdorf). Kellner Teichert und Paula Bürkle Leipzig
und Leipzig-Anger-Crottendorf). Kaufmann Bürger und Anna
Witt (Berlin und Halle a. S.) Geſtütwärter Heinrich und
Berta Steinecker (Halle a. S. und Gentha). Schloſſer Herz
und Minna Süße (Halle a. S. und Wörmlitz).

Eheſchließungen: Eiſendreher Thiele und Luiſe Ferdinand
Leſſingſtr. 21 und Merſeburgerſtraße 110). Kaufmann Herr-
mann und Marie Spanier (Rabeuau und Lilienſtr. 3). Avis-
bote Mettin und Ling Pfautſch (Merſebrrg und Mittelſtr. 9).
Schloſſer Roſt und Martha Naumann (Wörmlitzerſtraße 93
und 94). Schneider Bolze und n Weiske (Annenſtr. 3).
Arbeiter Kolodziy und Lina Barth (Schmiedſtr. 36 und 33).
er Götze und rta Felix Magdeburg und Rats-
werder 4).

Stationsa64 J. Schmiedandsbergerſtraße 59). Arbeiter Schieferdecker, 81 J. Günid).

Vire Sia ter hitwe e geb. Eiſen ElSteueraufſe afſeher a. D. Sommerwerk, 86 J. (Auguſtaſtraße 2).
i dt T., 1 J. (Große Klausſtraße 29).er Se hie 66 J. Srhiſtrete 7/8). Kupferſchmieds

Müller T, 4 J. (Pfännerhöhe 29).
25. September.

Aufgeboten: Schloſſer Kuhwald u. Anna Otto (Beeſener
ſtraße 23 und Ämmendorf). Schloſſer Wolf und Selma Banſe
(Bernhardyſtraße 7a und Große See 6). Architekt und
Bauführer Grams und Thereſe Strobel Leipzig und Martin-
traße 11). Gelbgießer Miſchur und Martha Schönfeld (Merſe
urgerſtraße 112 und Triftſtraße 31). Mühlenarbeiter Korw

und Klara Albrecht (Wörmlitz und Halle a. S.). Kaufmann
Kühling und Berta Kappel Halle a. S. und Corbach). Land
wirt Schmidt und Helena Pfeiffer (Gießmannsdorf und Ger
bitd. Gand. pharm. Brinkmann und Helene Reichart (Leipz
Connewitz und Weißenfels).

Geboren: Mauxer Heinrich S. Streiberſtraße 3
arbeiter Gebhardt. S. Herrenſtraße 11). Schne
Thomaſchk T. Perſrage 37). Maler Hegenſcheidt T.
Geſchirrführer Hedel T. achritzſtraße 6). Tiſchlermeiſter
T. (Große Ulrichſtraße 49). brikarbeiter Stahlmann
Silienſtraße 12). Fleiſcher Meiſter T. (Bertramſtraße 21 a)-
Bahnarbeiter Hammer S. (Auguſtaſtraße 16).

Geſtorben: Lehrer ewer. Braun, 84 J. Taubenſtraße
Gußputzers Vogel S., 1 Mon. (Saalberg 27). Jnvalide Koch,
65 J. Klinik). Maurers Heinrich S., totgeb. (Streiberſtr. D.
Schloſſers Geßner S., 1 J. (Beeſenerſtraße 8). Witwe Karo
Une Riedel geb. Feiſt, 88 J. (SiechenhausStiftung). Eiſenbahn
Betriebs-Sekretär Bünning Ehefr. Klara, 57 J. St. Eliſabeth
Krankenhaus). Alex Klaine, 15 J. (Klinik). Rangiermeiſter
Lontzek, 33 J. Klinik Arbeiter Dolg S., 4 M. Klinih.
Dachdeckers Schentzel S., 10 J. (Klinik). Bäckers Thiede S.,
totgeb. (Klinikh. Ziegeleiarbeiter Stein, 64 J. (Bergmanns-
troſt). Fleiſchermeiſters Hoyer S., 2 Woh. Freiimfelderſtr. 84).
Privatmann Schneegaß Ehefrau Berta geb. Pilſing, 64 J.
(Friedrichſtraße 63).

Halle (Nord, Burgſtraße 38), 23. September.

Aufgeboten: Buchdrucker Mattheis und Auguſte Brömme
(Magdeburg u. Albrechtſtr. 9. Arbeiter Selle u. Marie Kluge
(Richard Wagnerſtr. 17 u. Möderau). Arbeiter Vogler u. An
tonſe Kittler (Eichendorffſtr. 4 u. Gr. Brunnenſtr. 24). Kon
ditor Amthor u. Johanne Prinzler (Wittekindſtr. 1 u. Vienen-
burg). Sanitäts Sergeant Kelterer u. Anna Schlegel (Reil
ſtraße 128 u. Ludwig Wuchererſtr. 58).

r Bergmann Hoffmann und Berta Marr
(Wolferode u. Gr. Brunnenſtr. 16). Ingenieur Harraß und
Gertrud Jähnig (Krukenbergſtr. 17 u. Harz 42/43). Arbeiter
Ruß n. Emilie Brückner (Adolfſtr. 7). Arbeiter Niemann und
Wilhelmine Herrmann (Saalwerderſtr. 10 u. Oppinerſtr. 11).
Arbeiter Prinz Elly Spaarmann (Kröllwitzerſtr. 10). Former
Wilke u. M Bandermann (Ludwig Wuchererſtr. 45 und
Georgſtr. 15). rbeiter Meyer u. Emma Berger (Frieſenſtr. 4
und Eichendorffſtr. 15).

Geboren: Schneider Menz S. Geiſtſtr. 17). VerlagsBuch-
händler Schilling T. (Herderſtr. 8). Schuhmacher Schröder S.
(Gr. Goſenſtr. 23).

Geſtorben: Pflegers Schwabe T., 9 J. (Kröllwitzerſtraße 8)
Profeſſor Dr. med. Grunert, 38 J. Hermannſtr. 2).

25. September:
Aufgeboten: Geſchäftsführer Pflug und Frida Leonhardt

(Geiſtſtr. 53 und Mühlweg 1). Eiſendreher Plötzz und Emma
Henze (Gr. Brunnenſtr. 45 und Weißenbuxgſtr. 18). Arbeiter
Kohiſtedt und Luiſe Vogler (Trothaerſtr. a u. Seebenerſtr. 55).
Schneider Maſuth und Emma Sturm (Mühlberg 9 u. Mötz
licherſtraße 5). Telegraphenarbeiter Hendreich und Alma Kaiſer
(Taubenſtr. 26 und Harz 7).

Geboren: Bahnarbeiter Thiele T. (Schleifweg 10). Material
warenhändler Noth S. (Kröllwitzerſtr. 11). Schloſſer Spieß S.
Körnerſtr. 10). Klempner Degenhardt S. (Gr. Brunnenſtr. 24).
Heizer Köhler S. (Karlſtr. 15). Buchdruckereifaktor Kochanski
T. (Körnerſtr. 13).

Geſtorben: Maurers Höbald T., 4 Mon. (Trothaerſtr. 68).
Arbeiters Kohl T., 9 J. (Dölauerſtr. 3). Handelsmanns Golſch
T. 2 Mon. Burgſtr. 22). Materialwarenhändlers Noth S.

J (Kröllwitzerſtr. 11). Verw. Univerſitätsprofeſſor Brauns
geb. Eggers, 69 J. (Wilhelmſtr. 7). Arbeiters Kittler S. totg.
(Reilſtr. 45 a). Töpfermeiſter Ziplinsky, 62 J. (Bismarckſtr 22).
rer geh Keilhaupt aus Schafſtädt, 29 J. (Diakoniſſen-
aus). Paſtor emer. Ragotzky, 69 J. (Karlſtr. 30).

Eingeſandt aus Wildſchütz.
Am vergangenen Sonntag tagten in Wildſchütz zwei Ver

ſammlungen, nachmittags 3 Uhr eine gevwerkſchaftliche, in
welcher Genoſſe Dölle referierte, die leider ſchwach beſucht
war; dagegen war die politiſche Verſammlung etwas beſſer
beſucht. Der Zweck war, die Lokalfrage zu regeln. Der Wirt
bat ſich bis Sonntag vormittag 11 Uhr Bedenkzeit aus. Wir
bitten die Arbeiterſchaft von Wildſchütz, Naundorf, Deuben
und Umgegend, dieſes Lokal zu berückſichtigen, wenn wir es
für uns behalten wollen. Aber man ſoll es nicht ſo machen,
wie unſer Lagerhalter vom Konſumverein, Genoſſe R. Lubert,
der keine der Verſammlungen beſucht und mit den Söhnen
des Gutsbeſitzers Schneider von Wildſchütz zur Jagd geht,
mit Leuten, die doch die eifrigſten Gegner unſerer Partei
ſind. Der Genoſſe Lubert ſcheint nicht mehr zu wiſſen, daß
er von Arbeitern gewählt iſt und wenn die Arbeiter ſagen,
wir wollen dich nicht mehr, ſo muß Genoſſe Lubert ebenſo
gut mit der Hacke und Schauſel hantieren, wie vordem, ehe
er Lagerhalter wurde. Als unſer Parteifeſt in Heitz war,
hielt Genoſſe Lubert es auch nicht für nötig, mit Arbeitern
Feſte zu feiern, ſondern ſchloß ſich ſeinem Verein an und be
ſuchte das Sängerfeſt in Theißen. Möge ſich das Gen. Lubert
zu Herzen nehmen und ſich auch darauf beſinnen, daß die
Arbeiterſchaft ihn an eine Vertrauengsſtelle geſetzt hat.

Mehrere Parteigenoſſen.

Croſſen und SLiehla
werden erſucht, ſofort das Abonnements Geld zu regeln, damit
wir neu überweiſen können.
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Die Expedition.

Die heutige Nummer umfaßt S Seiten.
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Verantwortlicher Redakteur: A. Molkenbuhr in Halle.
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